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KURZ BERICHTET

GdP kämpft für ihre Position
Kurz nach Redaktionsschluss

der letzen Ausgabe wurden wir si-
cher alle von der Mitteilung über-
rascht: Die Föderalismuskom-
mission ist gescheitert. Letztend-
lich an der Bildungspolitik.

So unerfreulich das gesamt-
gesellschaftlich gewertet werden
muss, es war für uns ein kurzfris-
tiges Aufatmen vor der Weih-
nachtspause. Doch die Problem-
lage für uns bleibt: Die Länder
waren sich in der Diskussion in
einem Punkt absolut einig: Die
Besoldung und Versorgung woll-
ten sie vor allem aus fiskalischen
Gründen in ihre Hoheiten trans-
portieren. An dieser Position hal-
ten sie bis heute fest.

Föderalismusdebatte
wieder belebt?

Mit dem Scheitern der Föde-
ralismuskommission bleibt die
Besoldung und Versorgung der
Beamtinnen und Beamten wei-
terhin in Bundeshand, solange
nichts anderes beschlossen ist und
zwar durch eine Grundge-
setzänderung.

Dennoch müssen wir damit
rechnen, dass die Föderalismus-
diskussion weitergeführt wird – in
welcher Form auch immer. Und
das bedeutet für den Beamten-
bereich: die Sparorgie wird fort-
gesetzt, da darin völlige Einmü-
tigkeit unter den Länder besteht.
Und der Bund steht dem in nichts
nach. Otto Schily hat Anfang Ja-
nuar öffentlich bekundet, dass er
das so genannte „Eckpunkte-
papier“ nunmehr zügig in Ge-
setzesform bringen wird. Und das
heißt nichts anderes, als dass das
Basisgehalt um bis zu 10 Prozent
abgesenkt und nochmals um 5
Prozent aufgrund regionaler/
arbeitsmarktpolitischer Bedin-
gungen reduziert werden kann.

Ruhe ist damit für uns als GdP
nicht eingekehrt. Die Problem-
lage bleibt erhalten. Das heißt:
Wir müssen auf beiden Seiten
aktiv bleiben. Innerhalb der Föde-
ralismusdiskussion vertreten wir
weiterhin unseren Standpunkt,
dass Besoldung und Versorgung

bundeseinheitlich zu regeln sind –
damit lehnen wir wie Bundes-
innenminister Otto Schily die
Kleinstaaterei ab.

Leistungsbezahlung
unausgereift

Daneben bleibt allerdings das
von Schily favorisierte Eckpunkte-
papier nach wie vor in unserer
Kritik. Insbesondere die vorgese-
hene Leistungsbezahlung mit ih-
rer Bandbreitenregelung. Das
dafür notwendige Leistungs-
feststellungsverfahren findet sich
im Eckpunktepapier lediglich in
nebulösen, nicht konkret unterleg-
ten Formulierungen wie „Ziel-
vereinbarungen“ und „strukturier-
te Bewertungsverfahren“. Keiner
weiß recht, was sich dahinter ver-
birgt, aber das Eckpunktepapier
sieht schon mal vor, diese Verfah-
ren „regelmäßig, spätestens alle
zwei Jahre“ durchzuführen.

Die GdP-Position ist klar: Wir
bleiben beim Grundsatz der zeit-
und inhaltgleichen Übertragung
des Tarifergebnisses auf den
Beamtenbereich. Bei der noch lau-
fenden Prozessvereinbarung über
die Neugestaltung des Tarifrechts
sind die Positionen so weit ausge-
lotet, dass im neuen Tarifvertrag
öffentlicher Dienst (TVöD) eine
Leistungsbezahlung nur „on top“
vereinbart werden wird. Das heißt,
das Basisgehalt bleibt erhalten,
wird also nicht abgesenkt, und eine
Leistungsbezahlung erfolgt ent-
sprechend der individuellen Leis-
tung als zusätzliches Einkommen.
Auch eine Regionalisierung des
Basisgehaltes, wie sie im Beamten-
bereich vorgesehen ist, wird im
TVöD nicht stattfinden.

Was im Tarifbereich möglich ist,
darf aus unserer Sicht den Beam-
tinnen und Beamten nicht ver-
wehrt werden. Ihre fehlenden
Verhandlungsrechte dürfen nicht
dazu führen, dass lediglich „ein fle-
xibler Gleichklang“ zwischen Ta-
rif- und Beamtenbereich herge-
stellt wird. Denn dies führt
letztendlich zu einer Benachteili-
gung unserer verbeamteten Kolle-

ginnen und Kollegen. „Flexibler
Gleichklang“, der im Zusammen-
hang mit dem Eckpunktepapier
diskutiert wird, bedeutet zum Bei-
spiel bei der Leistungsbezahlung
nichts anderes als weniger Geld
im Portmonee am Ende des Mo-
nats gegenüber den Tarif-
beschäftigten.

Die Befürchtung der GdP ist
wohl nicht von der Hand zu wei-
sen, dass der „flexible Gleich-
klang“ eine Konkretisierung der
Absicht in großen Teilen der Po-
litik in Bund und Ländern ist,
durch eine Änderung des Art. 33
Abs. 5 Grundgesetz (GG) das
Recht des öffentlichen Dienstes
„fortzuentwickeln“.

Volle Verhandlungsrechte

Wenn Fortentwickeln aber
gleichzusetzen ist mit der einsei-
tig finanziellen Belastung der be-
amteten Kolleginnen und Kolle-
gen, dann setzt die GdP hier ih-
ren massiven Widerstand an, denn
das bedeutet eine Entmündigung.
Damit fordert uns die Politik
heraus: Sollte es eine Änderung
des Art. 33 Abs. 5 GG geben, dann
wird die GdP konsequenter Wei-
se in anstehenden Gesprächen
mit höchsten Spitzen, u. a.
Bundesinnenminister Otto Schily
und Ministerpräsident Edmund
Stoiber, die vollen Verhandlungs-
rechte  einfordern – einschließlich
des Streikrechts.

Die GdP wird ihre Aktivitäten
mit den DGB-Gewerkschaften
des öffentlichen Dienstes koordi-
nieren: Anfang Februar wird u. a.
ein gemeinsames Gespräch aller
Vorsitzenden der öD-Gewerk-
schaften sowie dem DGB-Vorsit-
zenden Michael Sommer mit dem
Bundesinnenminister stattfinden.
Darüber hinaus sind Treffen mit
den im Deutschen Bundestag ver-
tretenen Fraktionen vorgesehen.

Die GdP wird nichts unver-
sucht lassen, im Interesse der Kol-
leginnen und Kollegen die Politik
von der Richtigkeit ihrer gewerk-
schaftlichen Position zu überzeu-
gen.     kör/ad

Unser tiefes Mitgefühl gilt
den Angehörigen der beiden
bei dem tragischen Hub-
schrauberabsturz am 17. Janu-
ar in Sachsen ums Leben
gekommenen Polizeibeam-
ten. Den zwei schwer verletz-
ten Beamten und einer Beam-
tin wünschen wir gute und
baldige Genesung.

Der GdP-Bundesvorstand

Die Beamten waren in ei-
nem Sucheinsatz nach einer
vermissten 24 Jahre alten
Frau, als ihr Helikopter in ei-
nem Waldstück nahe dem
sächsischen Thalheim abstürz-
te und in Brand geriet.

Wer für die Hinterbliebe-
nen spenden möchte, hier
die Bankverbindung des
Unterstützungsvereins der
Polizei e.V.:
Kennwort „Hubschrauber“
SEB AG
Konto: 14363636
BLZ: 860 101 11

SACHSEN:

Hubschrauber-
absturz

Die GdP hat Bündnis 90/Die
Grünen aufgefordert, ihre
Blockadehaltung gegen eine
Ausweitung von DNA-Analysen
aufzugeben und den Kampf ge-
gen die Kriminalität nicht unnö-
tig zu erschweren. Die Abnahme
einer DNA-Probe sei kein
schwerwiegenderer Eingriff in
die Persönlichkeit als die bis-
herigen erkennungsdienstlichen
Maßnahmen.

Gleichzeitig schützt der gene-
tische Fingerabdruck Unschuldi-
ge vor polizeilicher Verfolgung

DNA-ANALYSEN:

Blockade
der Grünen
erschwert
Aufklärung
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Die Neugestaltung des Tarif-
rechts sowie die Einkommens-
runde 2005 waren Thema der
Bundestarifkommission öffentli-
cher Dienst ver.di unter Beteili-
gung von GdP, GEW, IG BAU und
TRANSNET am 16. Dezember
2004 in Kassel.

Nach dem die Verhandlungs-
kommission zur Neugestaltung
des Tarifrechts bereits  am 15. De-
zember 2004 in Kassel den Prozess
um das neue Tarifrecht (TVöD) –
DP berichtete – ausführlich disku-
tiert und der Bundestarifkom-
mission die Fortsetzung des Pro-
zesses zur Neugestaltung des Ta-
rifrechts empfohlen hatte, war in
der Bundestarifkommission noch
darüber hinaus zu entscheiden, mit
welcher Strategie die Gewerk-
schaften es öffentlichen Dienstes
im DGB in die diesjährige Ein-
kommensrunde 2005 gehen wür-
den. Die Tarifverträge wären
frühestens zum 31. Januar 2005
kündbar gewesen – mit einer vier-
wöchigen Kündigungsfrist. Das
heißt, am 16. Dezember hätte der
Kündigungsbeschluss fallen müs-
sen.

Nach einer mehrstündigen Er-
örterung der Sachlage fasste die
Bundestarifkommission folgen-
den Beschluss:

„Die Bundestarifkommission
für den öffentlichen Dienst bekräf-
tigt ausdrücklich ihren Willen, den
Prozess der Neugestaltung des Ta-

rifrechts trotz der derzeit schwie-
rigen Verhandlungsphase zur
neuen Tabelle (s. DP 12/04, ab S.
12, die Red.) und den Über-
leitungsbestimmungen noch im
Januar 2005 zu einem erfolgrei-
chen Abschluss zu führen.

In der – auch von den Vertreter-
innen und Vertretern der Arbeit-
geber öffentlich erklärten – Erwar-
tung, dass das neue Tarifrecht nur
mit Kostenbelastungen gestaltet
werden kann, werden die Gewerk-
schaften zum jetzigen Zeitpunkt
die Lohn- und Vergütungstarif-
verträge des öffentlichen Dienstes
zu Ende Januar nicht kündigen.

Die Bundestarifkommission
wird diese Frage allerdings in ei-
ner weiteren Sitzung im Januar
2005 erneut bewerten und ent-
scheiden. Die Bundestarifkom-
mission bekräftigt, dass die Be-
schäftigten des öffentlichen Diens-
tes nicht von allgemeinen Ein-
kommenserhöhungen abgekop-
pelt werden dürfen ...“

Die nächsten Termine:
24. Januar 2005: Sitzung der

Großen Tarifkommission der GdP
(GTK)

27. Januar 2005: Sitzung der
Bundestarifkommission des öf-
fentlichen Dienstes unter Beteili-
gung der GdP.

Anfang Februar: Voraussichtli-
che Eröffnung der Einkommens-
runde verbunden mit der Neuge-
staltung des Tarifrechts.

TARIFPOLITIK: Tarifrunde 2005

und sogar vor Justizirrtümern.
Auch die Grünen wissen, dass die
Polizei über die Identitäts-
feststellung hinaus keine weite-
ren Informationen, insbesondere
Erbinformationen, aus den
DNA-Proben gewinnen kann
und auch nicht gewinnen will.
Das ist technisch und gesetzlich
ausgeschlossen.

Vor mehr Gewaltausbrüchen
Arbeitsloser in Arbeitsagenturen
warnte GdP-Vorsitzender Kon-
rad Freiberg in einem Interview
mit der Nachrichtenagentur ddp.
Nach ersten Auseinandersetzun-
gen in Zusammenhang mit der
Einführung des Arbeitslosengel-
des II könnten sich vor allem an
sozialen Brennpunkten durchaus
weitere Konflikte ergeben. Das sei
keine Übertreibung, da in den
vergangenen Jahren immer öfter
in «Stresssituationen» Polizisten
angegriffen wurden und sich in der
Gesellschaft eine höhere Bereit-
schaft zu Gewalt feststellen lasse.

HARTZ IV:

Gewalt in
Arbeits-
agenturen

NIEDERSACHSEN:

Lothar Habler unterstützt GdP-
Bundesfinanzpolizei

Wegen seiner besonderen Ver-
bundenheit mit der Gewerk-
schaft und in Anerkennung der
erfolgreichen gewerkschaftlich
Arbeit überreichte der Publizist,
Schriftsteller und Verleger Lot-

har Habler der GdP-Bundes-
finanzpolizei Hannover eines sei-
ner Bilder mit der Botschaft:
„Anhaltenden Erfolg hält auf
Dauer kein Gegner aus!“

Der Berliner Senat hat per
Verfügung die Jubiläumszu-
wendungen für die Beamtinnen
und Beamten gestrichen. Ange-
sichts der finanziellen Lage mag
der eine oder andere dafür noch
Verständnis haben. Aber gleich-
zeitig wurden auch die Urkun-
den gestrichen. Das zeugt nun
wieder von der „feinfühligen“
Behandlung des Dienstherrn.

BERLIN:

Herzlos, lieblos, schäbig
Sind die Berliner Beamtinnen
und Beamten nicht mal mehr
wert, auf dem Papier gewürdigt
zu werden?

Der Berliner Polizeipräsident
will den Fauxpas wenigstens für
die Polizistinnen und Polizisten
auffangen und eigene Urkunden
herausgeben.

Eberhard Schönberg

Foto: GdP Hannover

FLUTKATASTROPHE:

Spendenkonto
beim DGB

Jeder Euro hilft, die größte
Not der Opfer der verheeren-
den Flutkatastrophe in Asien
zu lindern. Der GdP-Bundes-
vorsitzende Konrad Freiberg
ruft daher die Mitglieder der
Gewerkschaft der Polizei auf,
dem gemeinsamen Appell der
Vorsitzenden der DGB-Ge-
werkschaften und des DGB zu
folgen, weiter für die Opfer der
Flutkatastrophe zu spenden.

Der DGB hatte bereits am
28. Dezember 50.000 Euro vom
gewerkschaftlichen Spenden-
konto „Gewerkschaften hel-
fen“ an die Hilfsorganisation
„Ärzte ohne Grenzen“ über-
wiesen. Darüber hinaus sollen
nun alle Spendengelder, die
unter dem Stichwort „Seebe-
ben“ eingehen, für die unmit-
telbare Hilfe im Katastrophen-
gebiet verwendet werden. Im
Internet wird der DGB unter
www.dgb.de über die Verwen-
dung der Mittel regelmäßig be-
richten.
Spendenkonto bei der SEB-
Düsseldorf
Stichwort „Seebeben“
Konto-Nummer: 1 756 906 400
Bankleitzahl: 300 101 11
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Eine der größten Katastrophe
seit Menschengedenken hat in
kürzester Zeit eine unvorstellba-
re Zahl Toter gefordert, ganze
Regionen verwüstet und uner-

messliches Leid hinterlassen. Wir
alle sind erschüttert, wollen hel-
fen.

Manchem ist sicher noch die
große Betroffenheit, die landes-
weite Hilfsaktion und der profes-
sionelle Einsatz zur Jahrhundert-
flut in unserem eigenen Land in
Erinnerung. Schnelle finanzielle
aber auch personelle Hilfe ist in
solchen Situationen das wichtigs-
te, um die Hoffnung in all dem
Elend nicht verkümmern zu las-
sen.

Dass Deutschland sofort und
angemessen großzügig reagiert
hat, ist zu begrüßen. Auch viele
unserer Kolleginnen und Kolle-
gen haben spontan gespendet.

Hochachtung haben wir auch
vor all jenen, die sich vor Ort
engagieren. Auch da konnte
Deutschland mit Experten hel-
fen. Z. B. leistet die Identifizie-
rungskommission des BKA
(unterstützt durch die Länder)
geradezu Übermenschliches in
der asiatischen Katastrophen-
region: Da werden gentechnische

Materialien sicher gestellt, Zähne
verglichen, nach besonderen
Merkmalen geschaut … Möge
keiner glauben, der berufliche
Umgang mit leblosen Körpern
könne so weit leidresistent ma-
chen, dass die zehntausenden
geschundenen Körper – oft
Kinder – so einfach zu verkraften
seien. Dieses Ausmaß an Leid ist
kaum zu ertragen. Die ersten
Einsatzkräfte der Identifizie-
rungskommission des Bundes-
kriminalamts (BKA) kehrten am
13. Januar aus den betroffenen
Gebieten zurück nach Deutsch-
land. Sie wurden inzwischen
abgelöst durch neue Fachleute –
Gerichtsmediziner, Zahnärzte
und Spezialisten für DNA-Spu-
ren. Diesen Kolleginnen und
Kollegen gebührt unser aller
Dank und unsere Unterstützung
nach diesem grausamen Einsatz.

Um dem vielfach verbreiteten
Wunsch gerecht zu werden, un-
mittelbar zu helfen, hat Bundes-
kanzler Schröder zur Bildung
von Partnerschaften in den
Krisenregionen aufgerufen. Das
hat ein überwältigendes Interes-
se gefunden: fast 500 Anfragen
nach solchen Partnerschaften
sind bisher bei der Bundesregie-
rung eingegangen.

Und die Wissenschaft arbeitet
ebenso auf Hochtouren: Auch in
Deutschland befassen sich Ex-
perten mit einem effektiven
Frühwarnsystem für ähnliche
Katastrophenfälle. Denn nach
der verheerenden Flutwelle in
Asien will die internationale
Staatengemeinschaft nun endlich
ein umfassendes Tsunami-Warn-
system aufbauen. Das deutsche
System sieht die Integration von
Boden, Meer- und Luftbeobach-
tung vor. Neu entwickelte Mee-
resbojen können die Wellen-
bewegungen erfassen und sie
per digitaler Funktechnik in
Echtzeit an die Rechenzentren
übertragen.

Wie man sich jetzt um diese
asiatische Region kümmert, ist
beeindruckend. Aber vieles wäre
auch schon vor der Katastrophe
möglich gewesen. Dass es ein
solches Frühwarn-System dort
bislang nicht gab, lag vor allem
an den Kosten.

Es scheint den Menschen in-
nezuwohnen, dass erst etwas
Entsetzliches passieren muss,
bevor man auf Defizite und
Missstände aufmerksam wird.
Und die Mahner und Drängler,
die immer wieder auf die Pro-
bleme aufmerksam machen,
werden nur allzu oft als perma-
nente Nörgler, Schwarzseher,
Panikmacher abgekanzelt.

Parallelen zu anderen Gebie-
ten drängen sich mir auf. In die-
sem Heft machen wir auf aktuel-
le Aspekte des islamistischen
Terrorismus in unserer Nähe
aufmerksam. Unsere Kollegin-
nen und Kollegen leisten bei der
Bekämpfung auf diesem Gebiet
hervorragende Arbeit – möglich-
erweise wäre Deutschland
sonst auch bereits Opfer eines
folgenschweren islamistischen
Terror-Anschlages.

Aber wir werden auch immer
wieder deutlich machen, dass
diese Arbeit immer noch durch
gravierende Defizite behindert
wird: So funktioniert der Daten-
austausch über gemeinsame
Dateien für die Sicherheits-
behörden noch immer nicht.
Die Einführung des Digital-
funks liegt immer noch in
weiter Ferne und noch immer
versucht die Politik der Poli-
zei personell und finanziell wei-
ter   an den  Kragen zu gehen.

Brauchen wir wirklich noch
weitere Katastrophen, um end-
lich zu verstehen?

Muss wirklich immer erst
etwas passieren?

Zu: Die Netzwerke der
rechten Szene, DP 1/05

Die beste Prävention ist eine
Wirtschaftspolitik, die sich nicht
nur an den 10 % der Bevölke-
rung orientiert die 47 % des Ka-
pitals besitzen.

               Hinrich Heidemann,
Hannover

Zu: Schon wieder
aktuell, DP 1/05

Herzlichen Dank für das Ge-
dicht von Kurt Tucholsky auf Sei-
te 2. Dieser Mann war nicht nur
stets auf der Höhe seiner Zeit
sondern dieser sogar voraus. Ent-
stand dieses Gedicht doch in je-
nen Tagen als per Brüningscher
Notverordnung die Pensionen
der Beamten um 5 Prozent auf
75 Prozent gekürzt wurden zur
Bildung einer Pensionsrücklage,
so die damalige Absicht. Dieses
Geld floss offenkundig in die
Kriegskasse, denn wo bitteschön
sind denn diese seit nunmehr
über 70 Jahren „angesparten
Rücklagen“. Schröder ein
Lambsdorff-Schüler? Diese Fra-
ge stellt sich immer drängender.
          Rainer Aichele, Grömitz

Zu: Die bürolose Polizei
oder das Ende des Gum-
mibaums, DP 12/04

Die Begeisterung der Kolle-
gen Richter und Holecek für das
bürolose Büro kann ich nicht
teilen. Bei diesem Konzept soll
den Kolleginnen und Kollegen
ein Ameisenkommunismus
schmackhaft gemacht werden,
der dem einzelnen Beamten sig-
nalisieren soll, dass er eine aus-
tauschbare Nummer ist, die es
nicht wert ist, auch nur einen ei-
genen Stuhl zu besitzen. Es ist
eine schlechte Neuauflage des
Großraumbüros aus alten US-
Krimis. Wo fahren die Beamten
eigentlich ihre Vernehmungen
durch, bewahren ihre persönli-
che Ausrüstung auf; kann man
sich an diesen „Arbeitsinseln“
überhaupt konzentrieren?
Jedenfalls ist ein gutes Betriebs-
klima nicht von Inseln abhängig.
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FORUM

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen, um
möglichst viele Kolleginnen
und Kollegen zu Wort kom-
men zu lassen. Abgedruckte
Zuschriften geben nicht
unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder. Anonyme
Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstraße 4
10555 Berlin
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Fax: 030/39 99 21-190
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gdp-redaktion@gdp-online.de

Die gezeigten Fotos machen kei-
nen einladenden Eindruck. So
manches, was sich die Gehirne
einiger Planer und Beratungs-
gurus schon ausgedacht haben,
hat sich später als Flatus
Enzephalus (Hirnfurz) erwiesen,
wie z. B. fensterlose Klassenzim-
mer. Die Dienststellen, die ich
kenne, nutzen ihre Büros sehr
wohl sinnvoll aus. Wenn irgend-
welche Ideenverkäufer in der
freien Wirtschaft kein Gehör
mehr finden, versuchen sie im
öffentlichen Dienst ihre neu-
deutschen Begriffe und Anglizis-
men loszuwerden. Ob es wohl auf
den Toiletten dieses beschriebe-
nen Gebäudes auch Anschluss-
möglichkeiten für Laptops gibt,
um den dortigen Aufenthalt sinn-
voller nutzen zu können?

Übrigens freuen sich die Kri-
minellen darüber, wenn die Poli-
zei möglichst viel mit sich selbst
beschäftigt ist – mit Erhebungen,
Statistiken, Projektgruppen, Zir-
keln u. v. m., wie man in dem
Buch von Roth: „Ermitteln ver-
boten“ nachlesen kann. Ergän-
zend sei noch das gesundheits-
schädliche Debriefing erwähnt (s.
Bild der Wissenschaft 9/2004).

Die genannten Begriffe Un-
ternehmen, Firmennetz und
Kunden sollten wir lieber nicht
auf uns übertragen, da sie auch
an Ex-Behörden wie die Post er-
innern, die so mancherorts durch
Bürgerunfreundlichkeit glänzt.

Dieter Frank, Neustetten

Zu: GdP-Aktion:
Nichtraucher werden!,
DP 11/04

Natürlich kann ich die Nicht-
raucher verstehen, die wollen alle
100 Jahre alt werden. Da sollten
Sie aber auch konsequent alles
meiden, was nur im Ansatz krank
machen könnte und davon gibt
es genug.

Lest doch bitte einmal die
Dienstvereinbarung vom PP
Rheinland-Pfalz durch, zum
Schutze der Nichtraucher. Was
bleibt uns denn da noch? Nach
36 Jahren Polizeidienst kann ich
mich dann wie ein kleiner Junge
im Hof unter das Schleppdach
stellen und eine Zigarette rau-
chen, belächelt von jungen Kol-

leginnen und Kollegen, die noch
nicht einmal auf der Welt waren,
als wir von Marlboro/Styvesant/
HB zum Raucher gemacht
wurden.

Natürlich sollte man mit fast
59 Jahren diesem bösen Qualm
abschwören, das ist leicht gesagt.
Ich rauche seit 43 Jahren. Ich war
deswegen noch nie krank und
habe auch niemanden krank ge-
macht. Diese Aussage könnt Ihr
genauso in Frage stellen, wie ich
die Feststellung der vielen Toten
durch Passivrauch. Da ist nichts,
aber auch nichts im Einzelfall
bewiesen.

Willi Boywidt, PI Bad
Dürkheim

Ich bin froh, dass die GdP die-
ses Thema endlich aufgegriffen
hat und hoffe, dass auch aufgrund
dieser Berichterstattung eine
sachliche Auseinandersetzung
auf den Dienststellen zu diesem
Thema stattfinden kann. Auf un-
serer Dienststelle wurde von un-
serem Dienststellenleiter als An-
ordnung folgende Vereinbarung
herausgegeben: Geraucht wer-
den darf nur im Gemeinschafts-
raum. Dabei ist die Tür geschlos-
sen zu halten und der Raum ist
zu lüften. Für mich als Nichtrau-
cher bedeutet das, dass ich die-
sen Gemeinschaftsraum nicht
nutzen kann. Mit dieser Ein-
schränkung lässt sich gut leben,
da die rauchfreien Vorteile über-
wiegen. Allerdings betrachten
einiger Raucher die Vereinba-
rung als Personen gebunden. Das
bedeutet, wenn ich da bin, wird
die Tür vom Raucherraum ge-
schlossen, wenn nicht, kann die
ganze Dienststelle verqualmt
werden. Das führt u. a. auch dazu,
dass einige Kollegen sich in ih-
rer Rauchfreiheit eingeschränkt
fühlen, sobald ich die Dienststel-
le betrete und es z. T. nicht ab-
warten können, bis ich wieder
gehe. Sprüche (z. B. militanter
Nichtraucher) sind an der Tages-
ordnung. Mit den entsprechen-
den Rauchern versuche ich, im
Gespräch zu bleiben, um hier
irgendwann eine Einsicht zu er-
reichen. Da ich fast der Einzige
bin, der auf die Einhaltung der

Rauchvereinbarung besteht, wer-
de ich nur als nörgelnder Einzel-
fall abgetan. Andere Kollegen,
die ihren Dienst auch gerne
rauchfrei versehen würden, trau-
en sich nicht, das Thema anzu-
sprechen, da sie es sich nicht den
Rauchern verderben wollen.

Letztendlich wäre es sinnvoll,
eine Basis zu schaffen, bei der es
der Raucher einsieht und ver-
steht, dass man ihm nichts weg-
nehmen möchte, sondern sich
nur wünscht, dass die bestehen-
den Vereinbarungen eingehalten
werden. Es wäre wünschenswert,
auch über die örtlichen Personal-
vertretungen Aufklärungsarbeit
zu betreffen, damit nicht einige
wenige, die auf ihren rauchfreien
Arbeitsplatz bestehen, auf der
Strecke bleiben.

Klaus Memom, Uelzen

Ich bin 55 Jahre alt. Meine
Raucherkarriere begann mit 16
Jahren und endete vor 3  Jahren.
30 bis 40 selbst gedrehte filterlose
Zigaretten waren mein inhalier-
tes Tagespensum.

Ich gehöre auch nicht zu jenen
Nichtrauchern, die alles und je-
den bekämpfen, die etwas mit
Rauchen zu tun haben. Ich be-
dauere die Leute, die noch rau-
chen, weil ich als einst einge-
fleischter Raucher weiß, wie
schwer es ist, aufzuhören. Rau-
cher sind meines Erachtens nicht
weniger krank als Alkoholiker.
Es gehört schon Willensstärke
dazu, mit dem Rauchen aufzuhö-
ren.

Allen, die aufhören wollen: Es
lohnt sich und es stärkt das
Selbstbewusstsein.

Karl-Heinz Bernardy,
Bad Breisig

Neuausstattung des BGS
mit blauer Uniform

Wie der Bundesminister des
Innern, Herr Schily, verlauten
ließ, soll der BGS in den nächs-
ten Jahren mit einer neuen Uni-
form ausgestattet werden. Im
Rahmen dieser Neuausstattung
sollte man die Chance nutzen

und einiges Geld einsparen, in-
dem man auf die Dienstgradab-
zeichen verzichtet. Intern kennt
man die Kollegen/Vorgesetzen/
Untergebenen (hoffentlich) und
weiß, mit wem man es zu tun hat.
Außenstehende wissen oft mit
den Rangabzeichen nichts anzu-
fangen, wie man es von der An-
rede her: „Guten Tag Herr
Wachtmeister“ kennt.

Ebenfalls könnte sich der
BGS von den in manchen Köp-
fen spukenden „BGS-Soldaten“,
wobei ich keinesfalls den Solda-
ten an sich herabsetzen will, tren-
nen und noch mehr zu einer
Polizeibehörde werden, wie er es
auch jetzt schon in großen Teilen
ist und es die neue Benennung
„Bundespolizei“ endlich besagt.

Ich denke die Zeit der Haupt-
männer und Generäle ist beim
BGS vorbei und man arbeitet
großheitlich in gleichberechtig-
ten Teams mit unterschiedlicher
Bezahlung.

Daher könnte meiner Mei-
nung nach, auf die kostenauf-
wendigen Rangabzeichen ver-
zichtet werden.

Dies soll auch der Arbeits-
gruppe, die zum Entwurf der
neuen Uniform eingerichtet wur-
de, als Denkanstoß dienen.

Walter Miß, per E-Mail
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Trennt der Glaube die Kulturen?
Holland: Wir haben den Djihad im Land

I nsbesondere die Nieder-
lande haben die nebenste-
henden mahnenden  Wor-

te ernst genommen. Sybrand van
Hulst, Chef des niederländischen
Inlandsgeheimdienstes AIVD
stellte im Dezember 2002 einen
Bericht vor, in dem sein Dienst
vor einer zunehmenden Gefahr
durch in den Niederlanden rek-
rutierte Selbstmordattentäter
des al-Qaida-Netzwerkes warn-
te und der sich vornehmlich mit
den Persönlichkeitsprofilen der
Werber (für den Djihad gegen
den Westen) und der potentiel-
len Attentäter befasste. Danach
konzentrierten sich die An-
werber auf Kinder und Kindes-
kinder nordafrikanischer Immi-
granten, die gut Niederländisch
und schlecht Arabisch sprechen.
In dieser Gruppe wurden
schwer-punktmäßig 18 bis 32 Jah-
re alte Männer als besonders ge-
fährdet eingestuft, die noch auf
der Suche ihrer Identität sind

„Der islamische Terrorismus ist ein Exilphänomen. Ach-
ten Sie darauf, was sich hier (in Europa) tut. Vergessen
Sie al-Qaida. Die Gruppe hat 14 ihrer 15 Minuten Ruhm
gehabt (…) die nächsten Bin Ladens werden in den
Vorstädten Frankreichs, Londons oder Kölns entstehen.
Deutschland ist ein Zentrum des islamischen Exils.
Hier wurden nicht nur Bin Ladens Selbstmord-
kommandos rekrutiert, hier warten zahllose ihrer
Wiedergänger auf ihren Auftritt. Es sind junge Männer,
die mit dem Leben abgeschlossen haben – Dead Men
Walking – die fest entschlossen sind, die, die sie für
Feinde halten, mit in den Tod zu ziehen.“

Warnung des Israeli Emmanuel Sivan von der Hebrew University
(Jerusalem) an seine europäischen Kollegen

auf einer islamwissenschaftlichen Tagung 2002

Drei Tage nach der Ermordung des islamkritischen Filmemachers
Theo van Gogh in Amsterdam demonstrieren in Den Haag einige hundert
Marokkaner für ein friedliches Zusammenleben von Niederländern und
Ausländern. Auf mitgeführten Plakaten steht (v.l.n.r.) „Friedliches Zu-
sammenleben in den Niederlanden“, „Dialog ist die Lösung“, „Keine Ku-
geln aber Wörter“.

und der Gesellschaft vorwerfen,
andere Ethnien und den Islam
nicht zu respektieren. Die Kon-
takte zu den jungen Männern
knüpfen die erfahrenen
Djihadisten in Kaffeehäusern,

Internetforen, aber auch Gefäng-
nissen, meist aber in Moscheen.

Integration – ein Irrtum?

Von allen Staaten Europas
galten die Niederlande als die

Heimstatt der Toleranz. „Onder
elkaar zijn“ – Zusammensein, so
hieß die gesellschaftssuchende
niederländische Maxime seit
dem 17. Jahrhundert. Man könn-
te diese Maxime jedoch auch mit

„unter sich sein“ übersetzen, was
mehr einer Toleranz des teil-
nahmslosen Nebeneinanders
entsprechen würde. Es war und
ist wohl mehr die letztere Versi-
on, die sich – auch noch Jahrhun-
derte später – auf die Gastarbei-
ter übertrug. Dennoch glaubten

nicht wenige, dass eben jenes teil-
nahmslose Nebeneinander Inte-
gration wäre.

In jüngster Zeit hatte die Nie-
derländer aus diesem Multikulti-
Traum erstmals der rechte Poli-
tiker Pim Fortuyn wachgerüttelt.
Er prangerte Missstände der
Integrationspolitik an. Von den
rund 16 Millionen Niederländern
sind heute 0,65 Prozent Marok-
kaner. Unter Teilen der Jugend-
lichen dieser größten ethnischen
Minorität des Landes konnte
eine Radikalisierung beobachtet
werden, die – so Fortuyn – aus
einer versäumten Integration
rührte. Diese erfordere das Erler-
nen der Sprache und die Akzep-
tanz der Kultur des Gastlandes.
So provozierte Fortuyn mit Sprü-
chen zur Ausländerpolitik, brach-
te insbesondere nach den An-
schlägen des „11. September“
damit Bewegung in die holländi-
sche Politik. Am 6. Mai 2002 wur-

Von Berndt Georg Thamm

TERRORISMUS
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de er von einem militanten
Tierschützer erschossen. Die Fol-
gen des „9/11“ und die verschärf-
te Einwanderungsgesetzgebung
der Regierung Balkenende nach
diesem Mord hatten dazu ge-
führt, dass das Verhältnis zwi-
schen Niederländern und marok-
kanischstämmigen Niederlän-
dern sich verschlechtert.

Mord mit islamistischem
Hintergrund

Der Anschlag auf Fortuyn war
der erste politische Mord in den
Niederlanden seit über 300 Jah-
ren. Über die Hintergründe der
Tat hatte der Filmemacher Theo
van Gogh den Dokumentar-
streifen „06/05“ gedreht, der für
die holländischen Kinos gedacht
war. Zur Abnahme seines Films
war er in Amsterdam per Fahr-
rad am 2. November 2004 auf
dem Weg ins Filmstudio. In der
Linneusstraat traf er auf seinen
Mörder, einen 26-jährigen
marokkanischstämmigen Nie-
derländer. Dieser schoss den 47-
jährigen van Gogh zunächst nie-
der, um dann mit einem Metzger-
messer auf ihn einzustechen.
Nachdem er seinem Opfer die
Kehle durchgeschnitten hatte, fi-
xierte er mit einem zweiten Mes-
ser eine mehrseitige in Nieder-
ländisch und Arabisch verfasste
Drohbotschaft im Körper des
Toten. In dieser hieß es u. a.: „Ich
weiß sicher, oh Niederlande, dass

du mit Amerika und mit dem
Westen untergehst (…) es wird
keine Gnade geben für die, die
Unrecht tun, nur das Schwert
wird gegen sie erhoben. Keine
Diskussionen, keine Demonstra-
tionen, keine Aufmärsche, keine
Petitionen: Nur der Tod wird die
Wahrheit von der Lüge trennen.“

Nach der Tat flüchtete der Tä-
ter in den nahe gelegenen
Oosterpark und suchte in einem
Schusswechsel mit der Polizei
erfolglos den Märtyrertod zu
sterben. Verwundet wurde er
festgenommen.

Der Täter – vom Paulus
zum Saulus

Der in Amsterdam geborene
Mohammed Bouyeri besaß so-
wohl die niederländische als auch
die marokkanische Staatsbürger-
schaft. In Holland machte er sein
Abitur und fing ein Studium der
Betriebsinformatik an –
sozusagen eine Bilderbuch-
karriere für ein Migrantenkind.
Nach dem „9/11“ gab er jedoch
sein Studium auf und suchte Heil
und Halt in der Religion. Er be-
suchte die Al-Tawheed-Moschee,
die ob vieler islamistischer Besu-
cher unter Beobachtung des
AIVD stand. Er fiel in der Folge

dem Dienst
mehrfach auf,
schien sich zu
radikalisieren.
Dennoch wur-
de er nicht zum
Kreis der „Ge-
fährder“ ge-
zählt. Rückbli-
ckend hatte er
sich offenbar
doch auf die
Welt des islami-
schen Extre-
mismus einge-
lassen – der nie-
derländische
Justizminister
Piet Hein Don-
ner sprach nach
der Verhaftung
B o u y e r i s
jedenfalls da-
von, dass der
Mörder kein
E i n z e l t ä t e r
wäre, sondern

Teil „einer breiteren Bewegung.“

Die Soldaten des Bösen –
das Mordmotiv

Der Regisseur Theo van
Gogh, ein Urgroßneffe des Ma-
lers Vincent von Gogh, war ein
markanter und provokanter
Künstler. Als überparteilicher
Bürgerschreck bekämpfte er mit
seinen Mitteln kungelnde Politi-
ker, überfromme Katholiken,
politisch überkorrekte Protes-
tanten und militante Muslime
gleichermaßen. Letztere miss-
brauchten seiner Ansicht nach
die niederländische Gastfreund-
schaft.

Noch deutlichere islam-
kritische Worte sprach die aus
Somalia stammende Politologin
Ayaan Hirsi Ali aus. Die 36-jäh-
rige naturalisierte Afrikanerin
hatte sich – nach leidvoller Sozi-
alisation – vom Islam losgesagt.
Als Abgeordnete der rechtslibe-
ralen Regierungspartei VVD saß
sie seit April 2003 in der Zwei-
ten Kammer des niederländi-
schen Parlaments und kämpfte
insbesondere gegen die Brutali-
tät muslimischer Männer gegen
ihre Frauen in den Niederlanden.
Vor diesem Hintergrund wurde

Nach Katholiken,
Holländisch Refor-
mierten und Calvi-
nisten stellen rund
eine Million arabi-
sche und türkische
Muslime die viert-
größte Religionsge-
meinschaft in den
Niederlanden. Fünf
Prozent davon –
50.000! – werden
von den Sicherheits-
behörden zu den
Radikalen gezählt.
Von den radikalsten
Islamisten sind rund
150 in einer Liste
erfasst. Sie gehören
zum Personenkreis
der Gefährder, die
vom AIVD observiert
werden.

sie schon länger bedroht. Van
Gogh nahm dieses zum Anlass,
der Abgeordneten mit filmischen
Know-how unter die Arme zu
greifen:

Nach einem Drehbuch von
Frau Hirsi Ali produzierte er den
Elf-Minuten-Film „Submission“
(Unterwerfung) der am 29. Au-
gust 2004 in der TV-Sendung
„Zomergasten“ (Sommergäste)
der VPRO ausgestrahlt wurde.
Der Streifen prangerte die häus-
liche Gewalt des Patriarchats in
muslimischen Familien an. In
provozierender Weise ging der
Filmemacher dabei mit islami-
schen Glaubenssymbolen um. So
war z. B. der halbnackte Rücken
einer Frau zu sehen, auf dem
frauenfeindliche Koranverse
projiziert waren.Innenminister Remkes (l.) und Justizminister Donner

bei der Parlamentsdebatte über schärferes Vorge-
hen gegen Extremisten am 11.11.2004 im Parla-
ment in Den Haag.

Einen Tag nach der Ausstrah-
lung waren Regisseur und
Drehbuchautorin bereits auf ei-
ner Website von radikalen Mus-
limen bedroht worden. Rund
zwei Monate später wurde van
Gogh ermordet.

Mit seinem Tod wurde auch
Frau Hirsi Ali gleichermaßen
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Holland macht uns natürlich Sorge...
Selbstverständlich sind wir mit der Tatsache
konfrontiert, dass in Europa Islamisten leben,
die gewalttätig (sind), zur Gewalt neigen, die
Hass predigen. Bei diesem Personenkreis
müssen wir auch klarere Grenzen ziehen,
müssen auch sagen, diese Menschen haben
in unserem Land nichts zu suchen.

   Otto Schily im Interview mit Berlin direkt
(ZDF) am 14.11.2004

bedroht. In dem Schreiben, das
der Mörder am Körper des Op-
fers hinterlassen hatte, wurde ihr
ein regelrechtes Todesurteil an-
gedroht. Im Pamphlet hieß es:
„Du hast mit deinen Feindselig-

keiten gegen den Islam einen
Bumerang losgeworfen. Du
weißt, dass dieser Bumerang zu
dir zurückkommen wird. Ich
weiß sicher, dass du, oh Hirsi Ali,
untergehen wirst.“

Die als „Soldatin des Bösen“
bedrohte Politikerin, die konkret
um ihr Leben fürchten musste,
tauchte erst einmal ab.

Wir haben den Djihad
im Land

Die Ermittlungsarbeit der
Strafverfolger machte in der Fol-
ge deutlich, dass die VVD-Abge-
ordnete nicht die einzige
Politikerin ist, die von Islamisten
bedroht wurde.

Zu den Bedrohten gehörten in
den Niederlanden der Vorsitzen-
de der VVD Jozias van Aartsen
und der Abgeordnete Geert
Wilders, sowie der Bürgermeis-
ter Amsterdams Job Cohen.

In Belgien zielten Todes-
drohungen z. B. gegen die

marokkanischstämmige sozialis-
tische Politikerin Mimout
Bousakla, den früheren Justiz-
minister Philippe Moureaux und
die amtierende Justizministeri-
um Laurette Onkelinx.

Bekannt wurde auch ein regel-
rechtes Mordkomplott in Portu-
gal gegen den früheren Minister-
präsidenten und heutigen EU-
Kommiss ionsvors i tzenden
Barroso. Wie der ehemalige por-
tugiesische Polizeichef Adelino

Salvado Mitte November 2004
der Tageszeitung „Diario“ bestä-
tigte, hatten seine Beamten Hin-
weise, dass Barroso im Juni letz-
ten Jahres wahrscheinlich am
Vorabend des Eröffnungs-
zeremonie der Fußball Europa-
Meisterschaft ermordet werden

sollte. Die Spur der Portugiesen
führte in die Niederlande: Eini-
ge der mutmaßlichen arabischen
Terrorverdächtigen sollen in Ver-
bindung zu jener islamistischen
Terrorzeile gestanden haben, die

für den Mord an van Gogh ver-
antwortlich gemacht wurde. Das
islamistische Hit-Team soll
seinerzeit mit einem PKW
unterwegs gewesen sein, das dem
van Gogh-Mörder Bouyeri ge-
hört haben soll. Und einer der

damaligen Hauptverdächtigen,
ein Marokkaner, soll mit Bouyeri
in Amsterdam in einer Wohnung
gelebt haben.

Derartige Wohnkontakte soll
auch der in Syrien geborene
Redouan Al Issar, „spiritueller

Führer“ des so genannten „Hof-
stad“-Netzwerks gehabt haben.
Die „Hofstad“-Gruppe besteht
aus islamistischen Arabern mit
Verbindungen nach Spanien und
Belgien. Al Issar, Wanderpredi-

ger und Drogen-
händler, pendelte
zwischen den Nie-
derlanden und
Deutschland, wo er
mit Unterbrechun-
gen seit 1997 im
Asylbewerberheim
Olsberg gewohnt
hatte. Die niederlän-
dischen Behörden
sehen in  Al Issar ein
Mitglied der terro-
ristischen Gruppe
„Takfir wa Hid-
schra“ (Abkehr von
Sünden und Aus-
zug), die als eine der
radikalsten im welt-
weiten islamiti-
schen Spektrum gilt
und mit Schalt-
stellen des globalen
Djihad-Terrorismus
verbunden ist. Van
Goghs Mörder wird
im Zusammenhang
mit diesen „Takfiris“

gesehen. Dementsprechend, so
der Rechtsliberale von Aartsen,
steht die Bevölkerung einer
Gruppe radikaler Moslems ge-
genüber, „die uns als Feind be-
trachtet und mit denen wir prak-
tisch im Krieg sind“. Wir haben,
so der VVD-Chef, den Djihad im
Land.

Holland in Not –
Deutschland bedroht?

Der Mord an van Gogh löste
in ganz Europa, auch in Deutsch-
land, eine erregte öffentliche Dis-
kussion aus. Gut zwei Wochen
nach der Untat hieß es im Leit-
kommentar der „Welt“ vom
Chef des Axel-Springer-Verlages
Mathias Döpfner unter der
Überschrift „Europa – dein
Name ist Feigheit“ persönlich
verfasst: „Was muss noch passie-
ren, bis die europäische Öffent-
lichkeit realisiert: Es herrscht
eine Art Kreuzzug, eine
besonders perfide, auf Zivilisten
konzentrierte, gegen unseren

In der Nacht des
10.11.2004 ging diese
islamische Grundschule
im niederländischen
Uden in Flammen auf.
Nur Stunden nach der
Beisetzung des ermor-
deten Van Gogh am
Abend des 9.11. hatten
Unbekannte in
einer Koranschule und
einer Moschee Feuer
gelegt. Auf die Wände
der völlig niederge-
brannten Schule in
Uden bei Eindhoven
schrieben sie noch:
«Theo, ruhe in Frieden».

TERRORISMUS
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freien, offenen, westlichen Ge-
sellschaften gerichtete System-
Attacke fanatischer Muslime.“

Politisch, insbesondere sicher-
heitspolitisch, wurde vor allem
über Scheitern und Chancen der
multikulturellen Gesellschaft ge-
stritten. Bundeskanzler Schröder
(SPD) warnte davor, die Integra-
tionsdebatte unnötig anzuheizen.
„Für jede Art von innen- und au-
ßenpolitischen Kreuzzug eignet
sich das Thema zu allerletzt.“

Altkanzler Helmut Schmidt
(SPD) hingegen sah das Modell
einer multikulturellen Gesell-
schaft nur schwer vereinbar mit
der Demokratie. Bislang funkti-
oniere diese nur dort friedlich,
wo es einen starken Obrigkeits-
staat gebe, sagte er und nannte
Singapur als Beispiel. Eine Ursa-
che für das Misslingen der Inte-
gration liegt nach den Worten
Schmidts in der Feindseligkeit
gegen andere Religionen.

Der SPD-Innenpolitiker Wie-
felspütz hatte zuvor schon vor
dramatischen Konflikten zwi-
schen Christen und Muslimen
auch in Deutschland gewarnt
und mahnte: „Man muss die Si-
tuation hier nicht dramatisieren,

darf aber nicht so naiv sein zu
glauben, wir seien gefeit vor
Gewaltexplosionen wie in den

Niederlanden“. Diese, so fürch-
ten nicht nur Unionspolitiker,
können in unseren großstädti-
schen Ballungszentren passieren,
wo es mittlerweile regelrechte
Ghettos gebe, in denen islami-
sche Parallelwelten entstanden
sind.

Parallelwelten der
Islamisten

Die auch in Deutschland nun
laut erwähnte Parallelgesell-
schaft muslimischer Bevölke-
rungsteile ist beim Nachbarn
Frankreich, so ein Beamter des
dortigen Innenministeriums,
„schon seit langem ein Fakt“. In
den Vororten der Großstädte
herrschen Banden der Immi-
grantenjugend. Von insgesamt
1.685 Moscheen und Gebets-
häusern sind nach Einschätzung
der Sicherheitsdienste 50 fest in
der Hand von islamistischen Ra-
dikalen, die vor allem unter der
Jugend Zulauf finden. Sie kon-
trollieren soziale Treffpunkte wie
Kindergärten, Restaurants und
Büchereien. Beunruhigend ist
insbesondere, dass die Moscheen

und die etwa 1.200 Imame aus
dem Ausland finanziert werden,
vornehmlich aus Saudi-Arabien,

Marokko und Algerien. Drei von
vier Imamen sind keine Franzo-
sen, ein Drittel spricht kein Fran-

03.11.2004:
Trauer um
Theo van Gogh
in Amsterdam.
An dieser Stelle
wurde der islam-
kritische Filme-
macher am
02.11.2004 auf
offener Straße
erstochen.

Fotos (4): dpa

Mitte Dezember mel-
dete das „NRC Han-
delsblad“ unter Beru-
fung auf eine Studie
der Anne-Frank-Stif-
tung und der Univer-
sität Leiden, dass die
Niederlande nach
dem van Gogh-Mord
174 gewalttätige Vor-
fälle mit rassisti-
schem oder rechts-
extremem Hinter-
grund verzeichnen
mussten. In 60 Pro-
zent waren Muslime
die Opfer, in 47 Fäl-
len Moscheen das
Ziel. Sind die Nieder-
lande zum „Front-
staat im Kampf der
Kulturen“ geworden,
wie es René Cuperus
von der sozialdemo-
kratischen Wiardi-
Beckmann-Stiftung
vermutete?

zösisch. Für völlig inakzeptabel
hält dies Innenminister Domini-
que de Villepin und fordert: „Wir
müssen in Frankreich französi-
sche Imame haben, die unsere
Sprache sprechen und die Geset-
ze der Republik respektieren“.

Analoge Forderungen werden
mittlerweile auch in Deutschland
gestellt. Hier haben sich, so heißt
es in einem Expertenbericht für
die Innenministerkonferenz, kri-
minelle ethnische Subkulturen
inzwischen so abgeschottet, dass
sie für die Polizei kaum noch zu
durchdringen sind. Nicht nur die
libanesisch-kurdische Kriminali-
tätsszene lebt nach eigenen Ge-
setzen. Auch unsere Schutz-
organe gehen davon aus, dass von
über 2.000 offiziellen Moscheen
und Gebetshäusern in Deutsch-
land über 100 von nachrichten-
dienstlicher Relevanz sind. Nicht
immer lässt sich nachvollziehen,
woher die Spenden für Bau und
Gemeindearbeit kommen.

Etliche Imame sind quasi als
Wanderprediger tätig. Sie reisen
aus der Türkei, Saudi-Arabien
oder Jordanien vorübergehend
in Deutschland ein. Um Hass-
predigern entgegenzuwirken,
werden zunehmend deutsche
Imame eingefordert, die
Deutsch sprechen und unsere
Gesetze respektieren.

Es ist völlig unstreitig, dass bei
uns und in den anderen Staaten
Europas Millionen Muslime
friedlich leben. Doch auch sie
müssen ein Erstarken des Isla-
mismus in den letzten Jahren zur
Kenntnis nehmen. Als von
außen stammende Gefahr be-
drohen die Radikalsten unter ih-
nen Europa als Djihad-Terroris-
ten. Mit dem van Gogh-Mord ist
dem alten Kontinent vor Augen
geführt worden, dass parallel zur
Bedrohung von außen mitten
unter uns eine Bedrohung von
innen entstanden ist.

Der Islam, so van Goghs Mör-
der in seinem Drohschreiben,
wird „das Böse mit dem Schwert
zurück in sein dunkles Loch trei-
ben“. Holland ist überall, hieß es
in den Medien nach dem Mord –
und Holland hat den Djihad im
Land.

TERRORISMUS
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Die jüngsten Ereignisse in Amsterdam waren Auslöser
für allerlei Vermutungen, Statements und Sichtweisen,
ob ein Anschlag in Deutschland ähnliche Reaktionen
auslösen könnten, wie nach der van-Gogh-Ermordung in
den Niederlanden.
DP sprach darüber mit dem Politikwissenschaftler und
Migrationsforscher Prof. Dr. rer. soc. Dietrich
Thränhardt vom Institut für Politikwissenschaften der
Universität Münster.

Äußerung „Holland ist überall“ ist unsinnig
Herr Prof. Thränhardt, sind

die niederländischen Verhältnis-
se bzw. Probleme in punkto Mi-
gration mit denen in Deutsch-
land vergleichbar?

Die Niederlande weisen in
Bezug auf ihre Bevölkerungs-
und Wirtschaftstruktur große
Ähnlichkeiten mit Deutschland
auf, das gilt auch für die Prozent-
sätze der Migranten. Wichtige
Unterschiede sind aber:

Erstens die sehr viel stärkere
und zunehmende Wohnsegre-
gation in den Niederlanden. Die
Mehrheit der Immigranten in
den Niederlanden lebt in den
vier großen Städten – der „Rand-
stadt Holland“ Amsterdam,
Rotterdam, Den Haag und
Utrecht. Auch innerhalb dieser
Städte besteht eine starke Segre-
gation, die in den letzten Jahren
noch zugenommen hat. Im Ge-
gensatz dazu nimmt die Segrega-
tion in Deutschland ab, unter
anderem weil Einwanderer glei-
chen Zugang zum sozialen Woh-
nungsbau haben. Die deutsche
Politik hat sich stärker als die nie-
derländische auf die soziale und
ökonomische Gleichberechti-
gung der Zuwanderer konzent-
riert, u. a. durch gleiche Rechte
in den Betrieben und bei der
Wahl der Betriebsräte.

Zweitens hat  hat die nieder-
ländische Regierung 1995 er-
klärt, die Niederlande seien in
Bezug auf ihre multikulturelle
Politik allen anderen europäi-
schen Länder voraus. Die offizi-
elle niederländische Politik des
Multikulturalismus hat aber die
Unterschiedlichkeit der Kultu-
ren immer stark in den Vorder-
grund gestellt. Seit 1991 wird
immer eindringlicher ein positi-
ves Bild der Niederlande entwor-
fen, in dem diesen Liberalität
und Toleranz zugeschrieben
wird. Kontrastierend dazu wird
ein Bild eines nicht integrations-
fähigen Islams entworfen. Der
Höhepunkt dieser Entwicklung
war der Wahlerfolg Pim
Fortuyns, der die niederländische
Toleranz vor allem auf seine ei-
gene Homosexualität bezog und
Stellungnahme moslemischer
Geistlicher dagegen geißelte,

während entsprechende Positio-
nen christlicher Geistlicher unbe-
achtet bleiben. Dieser Diskurs
setzte sich mit Theo van Gogh
fort, der aggressive und beleidi-

gende Äußerungen über den Is-
lam machte, die in vielen Län-
dern strafbar wären (Moham-
med sei ein „Ziegenficker“).
Hier geht es um die Unterdrü-
ckung der Frau in der islami-
schen Kultur.

Verbunden ist diese Debatte
mit der Kriminalität und Unsi-
cherheit auf den Straßen, wobei
die Probleme der entwickelten
Narko-Industrie und des Dro-
genhandels in den Niederlanden
stärker zu gewichten wären.

Drittens ist vor allem die jün-
gere Generation der Einwande-
rer in den Niederlanden ökono-
misch stärker ausgegrenzt als in
Deutschland. Die Diskrepanzen
zwischen der einheimischen und
der zugewanderten Bevölkerung
bei der Arbeitslosigkeit und beim
Bildungserfolg sind in den Nie-
derlanden größer. Während man
in Deutschland von einer struk-
turellen Benachteiligung von 1:2
ausgehen muss, ein Ausländer

also die Hälfte des Bildungs-
erfolgs eines Deutschen hat und
eine doppelt so hohe Chance, ar-
beitslos zu werden, ist der Unter-
schied in den Niederlanden hö-
her und erreicht teilweise die
Dimension von 1:4. Während vie-
le Zuwanderer in Deutschland
Teil der Stammbelegschaft der
Betriebe sind, sind die Migranten
in den Niederlanden stärker
randständig. Vergleichsunter-
suchungen der Internationalen
Arbeits-Organisation zeigen
auch, dass in den Niederlanden
bei der Einstellung stärker diskri-
miniert wird als in Deutschland.

Aus diesen Gründen sind alar-
mierende Bewertungen wie
„Holland ist überall“ unsinnig.

Gäbe es aus Ihrer Sicht in
Deutschland genügend extremis-
tisches Potential, das zu ähnli-
chen Gegenreaktionen wie in
den Niederlande fähig wäre?
Könnte es hier genauso tätig wer-
den oder wäre hier präventiv
mehr machbar?

In den Niederlanden ist der
Anteil der Marokkaner höher als
in Deutschland. Vor allem junge
Marokkaner stehen in den Nie-
derlanden seit langem negativ im
Blickpunkt von Polizeiexpo-
nenten und der Öffentlichkeit,
während sie in Deutschland als
relativ unauffällig gelten. Der
größte Teil der Moslems in
Deutschland ist türkischer Her-
kunft. Da die Türkei kein arabi-
sches Land ist, seit achtzig Jah-
ren eine säkulare Tradition hat
und der türkische Islam sehr viel
weniger in gesamtislamische Zu-
sammenhänge eingebunden ist,
ist das Potential für terroristische
Aktivierung hier geringer.

Jahrzehntelang ist der radika-
le Islamismus von Saudi-Arabi-
en aus finanziell und ideell geför-
dert worden, während des Afgha-
nistan-Konflikts seit 1980 auch
mit amerikanischer Unterstüt-
zung. Die Potentiale und Identi-
fikationen junger Moslems hän-
gen vor allem mit einer solchen
Herkunft zusammen (der Haupt-
teil der Attentäter vom 11. Sep-
tember waren saudische Staats-
angehörige). Daneben spielen
der Palästina-Konflikt und
neuerdings der Irak-Konflikt
eine Rolle – alles Dinge, von de-
nen Türken und Kurden wenig
betroffen sind. Von diesen Ge-
fahren ist der iranische Staats-
terrorismus abzugrenzen, der
anscheinend nachgelassen hat.

Welche Lösungen braucht
Deutschland, damit aus „Multi-
kulti“ wirkliche Migration wer-
den kann? Oder ist der Zug
bereits abgefahren?

Deutschland hat niemals eine
konsequente multikulturelle Po-
litik gehabt, auch wenn es solche
Elemente gegeben hat, etwa in
der langjährigen bayerischen
Politik der nationalen Klassen
für Anwerbe-Ausländer oder in
der bis heute dort bestehenden
Verantwortlichkeit der Konsula-
te für den muttersprachlichen
Unterricht.

Notwendig ist eine Politik der
Gleichberechtigung und der re-
alen Integration in allen Berei-
chen, Defizite bestehen vor allem
in der Bildung und bei der Ein-
bürgerung. Wichtig ist auch der
volle und sofortige Zugang zum
Arbeitsmarkt. Daneben muss
den Einwanderern auch die
Identifizierung mit Deutschland
erleichtert werden. Dies wäre
leichter, wenn sich in Deutsch-
land ein offener Konsens um die
Werte und Strukturen entwi-
ckeln würde, auf die das Land
stolz sein kann, wie das Grund-
gesetz, die internationale Offen-
heit, der Friedenskonsens, das
solidarische Sozialsystem und die
Bereitschaft zu humanitärer
Hilfe.

               Das Gespräch führte
Marion Tetzner

Unser Gesprächspartner
Prof. Dr. rer.
soc. Dietrich
Thränhardt,
Politikwissen-
schaftler und
Migrationsfor-
scher vom Ins-
titut für Politik-
wissenschaften
der Universität
Münster.
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I- & K-TECHNIK

„EASy – unverzichtbar bei der
Fallbearbeitung“
Internationaler Terrorismus
und Organisierte Kriminali-
tät – die bayerische Polizei
geht schon seit 2003
mit einer schlagkräftigen
Software wirkungsvoll
gegen diese und andere
Formen der Schwerstkrimi-
nalität vor. EASy (Ermitt-
lungs- und Analyseunter-
stützendes EDV-System)
heißt die Profilösung zur
vernetzten Fallbearbeitung.
Bereits nach knapp einem
Jahr Echtbetrieb in Bayern
bewährte sich die Philo-
sophie einer zentralen
Ermittlungsdatenbank,
so die einhellige Meinung
der Beamten.

EASy verbesserte die krimi-
nalpolizeilichen Ermittlungen
spürbar und empfiehlt sich damit
auch als Modell für weitere Bun-

desländer und Staaten. Lokale
Fallbearbeitung mit allem Kom-
fort und automatisierte Weiter-
leitung der Daten an ein (bisher)
bayernweites Zentralsystem bie-
ten den regionalen Ermittlungs-
beamten neue, Fall übergreifen-
de Ermittlungsansätze.

Von der Effektivität des Pro-
gramms überzeugten sich Ende
November Konrad Freiberg,
Bundesvorsitzender der Ge-
werkschaft der Polizei, und der
bayerische GdP-Landesvor-
sitzende Gerhard Keller. Sie wa-
ren Gäste des Bayerischen Lan-
deskriminalamtes, der Polizei-
vizepräsidentin des BLKA, Petra
Sandles, und des Leitenden
Kriminaldirektors und Leiters
der Ermittlungsabteilung, Josef
Geißdörfer. Der stellvertretende
EASy-Projektleiter Gerald Eder
stellte die Anwendung vor.

Der Erfolg der Software blieb
auch den Bundesbehörden und

trum wie Organisierte Krimina-
lität, Staatsschutz, Terrorbe-
kämpfung, Rauschgift- und Wirt-
schaftskriminalität sowie alle
SOKOs werden derzeit 1.441
komplexe Ermittlungs- und
Strukturverfahren mit der Er-
mittlungsdatenbank bearbeitet.

Natürlich war EASy auch
im Mordfall des Modezaren
Rudolph Moshammer äußert er-
folgreich im Einsatz.

Im Detail beinhalten die Ver-
fahren knapp 300.000 erfasste
Personen, rund 200.000 regist-
rierte Ereignisse, über 25.000
Straftaten und mehr als 400.000
erfasste Kommunikationsmittel.
Mittlerweile sind fünf Millionen
Datenobjekte sowie über 23 Mil-
lionen Datensätze inklusive
Verknüpfungen in EASy hinter-
legt.

EASy-Möglichkeiten

EASy überzeugt in der Praxis
vor allem durch seine vielfältigen
Arbeitsmöglichkeiten: Das Sys-
tem bietet alle Arten von Such-,
Auswerte- und Analysefunk-
tionen an. Schriftstücke und Do-
kumente sind als Quellen und
in die Volltextrecherche inte-
grierbar. Solche Quellen lassen
sich mit anderen Daten verknüp-
fen oder in ganzen Gruppen ein-
fügen. Der Gang zur Akte in
Papierform wir dadurch entbehr-
lich. Es werden frei bestimmba-
re Formulare und Listen erstellt.
Durch ein enthaltenes Geo-
Informationssystem ist es mög-
lich, Objektdaten online auf Kar-
ten darzustellen. Im integrierten
Visualisierungstool oder über die
vorhandene Schnittstelle zu pro-
fessionellen Analysewerkzeugen
werden jegliche Objekte und de-
ren Relationen grafisch verdeut-
licht. Vor allem schätzen die
Sachbearbeiter das integriere
Modul zur Überwachung der Te-
lekommunikation (TKÜ) und
die Anschlussinhaberfeststel-
lung. Damit können sie die hier
anfallenden Daten erfassen und
auswerten. Neben der enormen
Zeit- und Ressourceneinsparung
ist damit auch eine neue Quali-
tät der Ermittlung erreicht. Die-

dem Bundesministerium des
Innern nicht verborgen. Noch im
Januar ließ das Bundeskriminal-
amt EASy in einem Vergleichs-
test zur Ermittlungssoftware
INPOL-Fall begutachten. Die
prägnanten Fragen lauteten hier:
Inwiefern ergänzen sich EASy
und INPOL und ist eine befruch-
tende Arbeit mit beiden Syste-
men realisierbar? Mit Resultaten
ist Anfang Februar zu rechnen.

EASy-Erfolge

EASy ist zwar ein „junges“
System, dennoch wurde es be-
reits erfolgreich in die bayerische
Verbrechensbekämpfung inte-
griert und ist in der Bearbeitung
komplexer polizeilicher Ermitt-
lungsverfahren nicht mehr weg-
zudenken. Rund 4.000 Kriminal-
beamte nutzen die Ermittlungs-
und Analysedatenbank in zirka
50 Dienststellen. Durch das breit
gefächerte Anwendungsspek-

EASy hat mehr Kapazitäten, als nur in Bayern zu agieren. Ein deutschland- bzw. europaweiter Einsatz wäre
durchaus realistisch.
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se Vorteile sind ebenfalls mobil
zum Beispiel durch ein Laptop
am Tatort nutzbar.

Lokal erfasste Daten werden
automatisch in dem zentralen
Informationssystem zur Recher-
che bereitgestellt. EASy bietet
Schnittstellen zu vorhandenen
Systemen wie INPOL oder der
Vorgangsverwaltung. Es meldet,
wenn sich zwei Systemnutzer
unabhängig voneinander mit

Autor und stelvertretender EASy-Projektleiter Gerald Eder vom Bayer-
ischen LKA während einer Präsentation.                          Foto: BLKA

gleichen Personen, Sachen oder
Tatbeständen befassen. 40.000
solcher Meldungen hat die
Bayerische Polizei seither von
EASy erhalten. Die Software
kann durch ihre Mehrspra-
chigkeit Länder übergreifend an-
gewandt werden und trägt so zur
Kooperation der Ermittler bei.
Nicht zuletzt gilt EASy mit sei-
ner Windows-Oberfläche als äu-
ßerst benutzerfreundlich.      Eg

Bei Kartendiebstahl künftig
eine Nummer: 116 116

Deutschland führt als erstes
EU-Land eine spezielle Notruf-
nummer zum Sperren abhanden
gekommener Bankkarten,
Mobilfunkkarten und anderer
elektronischer Berechtigungen
ein. Unter der Rufnummer 116
116 wird Mitte nächsten Jahres
ein bundesweiter Sperrdienst
eingerichtet, der aus dem Inland
entgeltfrei erreichbar ist.

Bundesinnenminister Otto
Schily, der die Projektidee als
Schirmherr bis zum Ausschrei-
bungsbeginn begleitet hat, ermu-
tigt alle Banken, Kreditkarten-
unternehmen, Mobilfunkan-
bieter und andere Kartenan-
bieter sich dem Sperr-Notruf an-
zuschließen, um ihren Kunden
diesen Schutz zu bieten: „Nur
wenn möglichst alle den neuen

Service nutzen, ist ein effektiver
Schutz der Bürgerinnen und Bür-
ger gewährleistet.“

 Als Ausschreibungsgewinner
wurde am 21.12.04 Sperr e.V. be-
kannt gegeben – ein Verein für
Sicherheit in der Informations-
gesellschaft und Partner der Ini-
tiative D21.

Allein für das Sperren von
EC- und Kreditkarten existieren
in Deutschland bisher mehr als
100 Servicenummern. Rund 6
Millionen Sperrungen werden
pro Jahr in Deutschland vorge-
nommen, schätzt der Sperr e.V.
Der Verein rechnet, dass poten-
ziell mindestens 40 Millionen
Euro Schäden allein durch das
schnellere Sperren der Zahlkar-
ten und Kundenkarten verhin-
dert werden könnten.

 nach BMI-Pressemitteilung

KARTENSICHERHEIT
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WAFFENRECHT

Kleiner Waffenschein –
Flop des Jahres

Als „Flop des Jahres“ hat sich nach Recherchen der
Gewerkschaft der Polizei (GdP) der so genannte Kleine
Waffenschein erwiesen, der seit Inkrafttreten des
neuen Waffengesetzes für das Führen von Gaspistolen
notwendig ist. So sind in Hamburg bis Dezember 2004
für gerade einmal 2,5 Prozent der nach Schätzungen im
Umlauf befindlichen Gaspistolen solche Waffenscheine
beantragt worden, nämlich 2.257 Stück. n Berlin sind
es knapp 3.000, in Dortmund etwas über 2.000 und in
München rund 1.100 Anträge. Der Gesamtbesitz an
Gaspistolen im Bundesgebiet wird auf mehr als 15 Mio.
Waffen geschätzt.

„Das war nicht anders zu er-
warten“, kommentierte der GdP-
Vorsitzende Konrad Freiberg
den Fehlschlag. „Die GdP hat
immer den Kleinen Waffen-
schein zusammen mit der Regis-
trierung von Käufer und Waffe
gefordert, aber den Ländern war
der mit der Registrierung ver-
bundene Verwaltungsaufwand
zu groß.“ Das Fatale dieser Ent-
wicklung: nach wie vor stellen
Gaspistolen mit über 50 Prozent
die Tatmittel bei so schweren
Straftaten wie Raub- oder Bank-
überfällen. Konkret: im Jahr 2003
waren 54,9 Prozent der bei Straf-
taten eingesetzten Waffen
erlaubnisfrei (was den Besitz an-
geht) 38,3 Prozent kamen aus il-
legalem und 3,8 Prozent aus le-
galem Besitz.

Mit großer Sorge sieht die GdP
eine Verschiebung des Käufer-
interesses von der Gaspistole hin
zu Soft-Air-Pistolen, täuschend
echten Nachbildungen scharfer
Pistolen. Wie in DEUTSCHE
POLIZEI, November 2004, Sei-
ten 18-21 berichtet, hatte die GdP
den Bundesinnenminister und die
innenpolitischen Sprecher der
Bundestagsfraktionen auf den
Widersinn aufmerksam gemacht,
Softair-Nachbildungen von Pisto-
len und sogar von Maschinenwaf-
fen als Spielzeug zu betrachten.

Sie können also frei erworben
und auch geführt werden. Frei-
berg: „Die Fälle lebensgefährli-
cher Begegnungen häufen sich;
über Notruf alarmierte Polizisten
treffen immer öfter auf junge
Menschen, die in aller Öffentlich-
keit mit diesen Soft-Air-Waffen
hantieren. Wenn der erste Ju-
gendliche erschossen wurde, weil
unsere Kolleginnen und Kolle-
gen von einer ernsthaften Bedro-
hung ausgehen mussten, ist das
Geschrei groß.“ Daher fordert

die GdP das Verbot des Führens
auch von Gegenständen, die ech-
ten Waffen
t ä u s c h e n d
echt nachge-
bildet sind.

Für die GdP
ist die Verbin-
dung zwischen
dem Ausblei-
ben an Anträ-
gen auf den
Kleinen Waf-
fenschein und
dem zuneh-
menden Inter-
esse an Soft-
Air-Waffen of-
fensichtlich:
Vielen Leuten
ging und geht
es nicht um das
Schutzbedürfnis, sondern um das
Imponiergehabe. Wer sich tatsäch-
lich schützen will, soll sich eine Reiz-
stoffsprühdose kaufen. Dafür
braucht man keine Erlaubnis, und
sie wirkt besser als jede Gaspistole.

Mitte Januar 2005 hat im

Bundesinnenministerium ein
erstes Gespräch aufgrund der

GdP-Initiative zur rechtlichen
Behandlung von Soft-Air-Waf-
fen stattgefunden. In der Tat, die
rechtlichen wie technischen
Abgrenzungsprobleme sind
nicht im Handumdrehen zu lö-
sen. Positiv festzuhalten ist aber,

Ausdrücklich als „Spielzeug“
angeboten wird im Internet von
einer Handelsfirma das Soft-Air-
Imitat der Pistole Walther P 99,
wie sie künftig Dienstwaffe bei
der Polizei NRW ist.

Der Handel macht Reklame: „Das Führen ist ohne Waffenschein erlaubt“, heißt es in dem Werbetext
im Internet zum Angebot eines Sturmgewehrs in Soft-Air-Version.

dass das Anliegen der GdP auf
Verständnis stößt, weil man auch
dort das Problem sieht, das sich
Polizisten stellt, wenn sie auf Per-
sonen mit Soft-Air-Waffen tref-
fen. Dieses Problembewusstsein
stellt sich inzwischen auch in
immer mehr Ländern ein.

Dabei ergibt sich eine parado-
xe Situation: Einerseits will man
ein mögliches rechtliches Verbot
des Führens zumindest von Ma-
schinenwaffen-Imitaten mit ei-
ner entsprechenden statistisch
nachweisbaren Fallzahl stützen,
wenn man denn schon den Ge-
setzgeber bemühen muss.
Andererseits drängt es sich
geradezu auf zu handeln, bevor
der von Fachleuten befürchtete
Fall eintritt, dass ein Polizist im
Glauben einer unmittelbaren
Lebensbedrohung einen Men-
schen erschießt, der mit einer
solchen Soft-Air-Imitation ge-
droht hatte. Genau aus diesem
Grund bleibt die GdP hartnäckig
am Ball.        W. D.

Vorfälle mit
Soft-Air-Waffen

Bislang ist es in erster
Linie dem überlegten
Vorgehen der Kollegin-
nen und Kollegen zu ver-
danken, dass es bei den
Begegnungen zwischen
mit Soft-Air-Waffen be-
waffneten Personen und
der Polizei nicht zum
Schusswaffengebrauch
gekommen ist. Hier nur
einige Vorfälle:

7. Juni 2004: Zwei Beamte der
Ansbacher Autobahn-Polizei ent-
deckten bei der Überprüfung ei-
nes Autobahnparkplatzes zwei
Männer, die hinter einem gepark-
ten Pkw mit Maschinenpistolen
hantierten. Bei der Überprüfung
(unter strengster Beachtung der
Eigensicherung) stellte sich heraus,
dass es sich um Soft-Air-Waffen
handelte.

13. Juni 2004: Eine Polizei-
inspektion in Parsdorf erhielt



2/2005 Deutsche Polizei  15

abends über Notruf die Mitteilung,
wonach ein junger Mann mit einer
Maschinenpistole aus einem Haus
heraus auf die Straße zielte. Die
Waffe war eine originale Nachbil-
dung der bei der Polizei eingeführ-
ten Maschinenpistole MP-5, eine
Soft-Air-Waffe. Der junge Mann
hatte sich nach eigenen Angaben
keine Gedanken über sein Tun ge-
macht, er fand es „einfach nur auf-
regend“.

18. Juli 2004: Ein 16-Jähriger
wollte sich einen Scherz erlauben,
indem er in Tarnkleidung und mit
einer Maschinenpistole bewaffnet
seinen Nachbarn erschrecken
wollte. Ein anderer Nachbar beo-
bachtete dies und alarmierte die
Polizei. Tatmittel war eine Soft-
Air-Waffe.

23. November 2004: Ein Zeuge
alarmierte die Polizei, weil ein
Mann im Tarnanzug mit einer
Maschinenpistole bewaffnet über
den Zaun einer Schule kletterte;
noch bevor der Verdächtige zwei
Schüler ins Visier nehmen konnte,
forderten ihn Polizisten zum
Fallenlassen der Waffe auf. Tat-
mittel war wiederum eine Soft-
Air-Waffe. Nach Angaben der Be-
hörde hatte der Verdächtige mit
den beiden Schülern „Krieg spie-
len wollen“.

5. Dezember 2004:  Zeugen mel-
deten in Hannover der Polizei,
dass zwei Männer auf einem ehe-
maligen Firmengelände Ziel-
übungen mit Gewehren durchfüh-
ren würden. Die Polizei stellte bei
den Verdächtigen ein M-16 Sturm-
gewehr und eine MP-5 Maschi-
nenpistole in Soft-Air-Ausführung
sicher.

8. Dezember 2004: Über Notruf
„110“ kamen bei der Polizei in Kiel
mehrere Anrufe herein, die von
bewaffneten Männern vor einer
Sparkassen-Filiale sprachen. Be-
amte der Polizeistation Friedrichs-
ort erreichten als Erste den Ein-
satzort und forderten mit vorge-
haltenen Dienstwaffen die Ver-
dächtigten auf, die Waffen auf den
Boden zu richten und sich nicht zu
bewegen. Zwei der Jugendlichen
im Alter von 15 und 17 Jahren führ-
ten Soft-Air-Pistolen bei sich.
Kommentar der Polizei Kiel: „Bei
einer Fehlreaktion hätte dies un-
weigerlich zum Schusswaffen-
gebrauch durch die Polizisten ge-
führt.“

14. Dezember 2004: Laut einer
Veröffentlichung von diesem Tage
bedrohte ein mit einem Schal Mas-
kierter verängstigte Schüler an ei-
ner Bocholter Schule und feuerte
mindestens einen Schuss ab. Eine
Lehrerin alarmierte die Polizei, die
den flüchtenden Täter ermitteln
konnte. Es handelte sich um einen
15-Jährigen, der auf die Schüler ge-
zielt hatte, weil er sich von ihnen
geärgert gefühlt hatte.

26. Dezember 2004: In Berlin-
Steglitz hatte in der Nacht ein
Mann seine Nachbarn in Angst
und Schrecken versetzt, weil er mit
einer Kalaschnikov aus dem Fens-
ter seiner Wohnung geschossen
hatte. Am Einsatzort eintreffende
Funkstreifenwagen deckte er mit
einem Hagel von Schüssen ein.
Erst das SEK-Berlin konnte den
Schützen überwältigen. Tatwaffe
war eine Soft-Air-Ausführung.

2. Januar 2005: Fünf vermumm-
te Jugendliche hatten in Hannover
einen Großeinsatz der Polizei aus-
gelöst. Ein Zeuge hatte die Polizei
alarmiert, der gesehen hatte, wie
sie in einem leer stehenden Büro-
gebäude „gespielt“ hatten. Sie
waren sämtlich mit Soft-Air-Pisto-
len bewaffnet.

4. Januar 2005: Nach einem
Zeitungsbericht von diesem Tage
wäre das „Kriegsspiel“ zweier Ju-
gendlicher kurz nach Weihnachten
in Korbach fast zum Verhängnis
geworden. Alarmierte Polizisten
stellten die beiden 15-Jährigen, die
eine Maschinenpistole MP-5 und
das Bundeswehr-Sturmgewehr G-
36 bei sich hatten. Es handelte sich
um Soft-Air-Imitate. Laut Zei-
tungsbericht habe ein Kollege frü-
her bei einem SEK gearbeitet und
daher mehr Erfahrung mit solchen
Situationen gehabt.

8. Januar 2005: Die Polizei wur-
de abends alarmiert, weil zwei
Männer in Dudweiler auf eine
Frau gezielt hätten. Die Überprü-
fung ergab, dass zwei Jugendliche
mit einer Soft-Air-Pistole hantiert
hatten und die Frau sich dadurch
bedroht gefühlt hatte.

11. Januar 2005: Die Polizei
Düsseldorf berichtete auf einer
Pressekonferenz über die Aufklä-
rung einer Serie von Überfällen.
Bei den drei Tatverdächtigen wur-
de eine Soft-Air-Maschinenpisto-
le sichergestellt.

W. D.
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In den zurückliegenden Jah-
ren wurden vom Bundes-
fachausschuss Wasser-
schutzpolizei vermehrt
unzureichende Sicherheits-
maßnahmen an Bord man-
cher Polizeiboote bemän-
gelt: Sicherheitsdefizite,
die bereits mit der Kiel-
legung begannen und über
die Ausrüstung bis hin zum
Betrieb der Boote reichten.

So waren z. B. oftmals Durch-
gänge an Deck zu schmal, unzu-
reichende Übersteigmöglich-
keiten vorhanden, die Abschir-
mung der Radarantenne zum
Steuerhaus hin nicht wirksam an-
gebracht und Rettungsmittel

nicht ausreichend vorhanden.
Andererseits gibt es aber auch
Behörden, die ihre Boote nahezu
vorbildlich betreiben. Der BFA
WaPo hat daher eine Erhebung
des diesbezüglichen Ist-Standes in
allen Wasserschutzpolizeien
Deutschlands angeregt. Das Er-
gebnis bestätigte die Vermutung,
zeigte aber auch deutlich, dass die
GdP mit „Bordmitteln“ nicht in
der Lage sein würde, die Proble-
matik abschließend zu erörtern.

Die Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin
(BAuA), die im Rahmen ihrer
„Arbeitswissenschaftlichen Er-
kenntnisse“ bereits früher eine
ähnliche Untersuchung auf
Hochseefischereischiffen durch-
geführt hat, kam der Bitte nach,
ein vergleichbares Forschungs-

projekt für die WaPo aufzulegen.
Die für Branchenschwerpunkte
zuständige Außenstelle der
BAuA in Bremen unter Feder-
führung von Frau Dr. Angelika
Pensky, konzipierte ein solches
Vorhaben, das öffentlich ausge-
schrieben und Ende November
letzten Jahres vergeben wurde.
Forschungsnehmer ist das Rhein-
Ruhr-Institut für Sozialforschung
und Politikberatung e. V. (RISP)
an der Universität Duisburg-Es-
sen. Partnerinstitute sind das
Entwicklungszentrum für Schiffs-
technik und Transportsysteme e.
V. (DST) sowie die Sozial-
forschungsstelle Dortmund
Landesinstitut (SFS).

Das Projekt begann am
1.1.2005 und hat eine Laufzeit von
24 Monaten. Ein GdP-Projekt-

WASSERSCHUTZPOLIZEI

Arbeitsschutz auf Polizeibooten
wird erforscht

beirat (mit den Kollegen Tetzlaff
und Stahl aus Bremen, Meyer,
Nordrhein-Westfalen, Huth, Bay-
ern und Büttner, Mecklenburg-
Vorpommern) wird die For-
schungsarbeiten mit fachlichem
Rat begleiten.
Die Forschungsziele sind:
• Bilanzierung der technischen,
   organisatorischen und verhal-
   tensbezogenen Sicherheits-
   und Gesundheitsschutzdefizite
   an Bord von Polizeibooten,
• Festschreibung von verbind-
   lichen Mindeststandards
   und Beschaffenheitsanforde-
   rungen für Polizeiboote
• Entwicklung und Erprobung
   eines Gefährdungsbeur-
   teilungsmodells für Polizei-
   boote
• Entwicklung eines Präventions-
   konzeptes für Beschäftigte auf
   Polizeibooten
• Entwicklung eines Sicherheits
   trainingsprogramms für kriti-
   sche Ereignisse und Notfälle.

hjm
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AUSSTATTUNG

EMS oder RRB –
eine Glaubens- oder
Finanzierungsfrage?

Der „richtige“ Einsatzstock
für die Polizei – eine „Glaubens-
frage“? Oder ist eine sachgerech-
te Entscheidung möglich? In An-
lehnung an den Artikel des Kol-
legen Oehling in der DP 1/05
kann ich nur feststellen: So ein-
fach ist das nicht!

In Berlin haben wir uns seit
Mitte der 80er Jahre mit der For-
derung auseinandergesetzt, dass
endlich ein Einsatzmittel be-
schafft werden muss, das als sinn-
volle Ergänzung zu einfacher
körperlicher Gewalt, dem Reiz-
stoffsprühgerät, Pfefferspray und
der Schusswaffe eingesetzt wer-
den kann. Damals hatten wir uns

eindeutig für die Beschaffung des
Tonfa – RMS/EMS – eingesetzt.
Die Umsetzung war jedoch in
den letzten Jahren politisch und
wegen massiver Bedenken eini-
ger Verantwortlicher in der
Polizeispitze nicht möglich.

Inzwischen gibt es zwei weite-
re Alternativen:

Einerseits den von der PFA in
Hiltrup favorisierten „Einsatz-
stock kurz – ausziehbar“.

Andererseits gibt es den RRB,
den „Rapid Rotation Baton“ –
übersetzt etwa: „schnell rotieren-
der Einsatzstock“ (gemeint ist
damit: von der defensiven in die
offensiven Handhabe schnell
wandelbar). Der soll laut Her-
steller  zunächst nachweislich alle
Vorzüge bestehender Systeme
vereinen und gleichzeitig deren
Nachteile eliminieren. Seine un-
gewöhnliche und für das Gegen-
über nicht einsehbare Trageweise
am Rücken des Anwenders er-
laube es, ihn ständig „am Mann”
zu tragen und führe zu einer De-
eskalation. Ständig heißt
übrigens wirklich ständig – also

auch im Auto sitzend. Das Wich-
tigste aber: Das Erlernen der
Möglichkeiten soll in weniger als
der Hälfte der Zeit im Vergleich
zu bestehenden Systemen mög-
lich sein, soll weitaus mehr An-
wendungsmöglichkeiten bieten
und sich größter Akzeptanz
durch die Anwender erfreuen.

In Niedersachsen wird der
RRB sukzessive für den Einzel-
dienst und als zusätzlicher Ein-

satzstock, neben dem EMS, für
die Bepo eingeführt. Bei uns in
Berlin hat die Polizeiführung ent-
schieden, den EMS für die Be-
reitschaftspolizei und die
Direktionshundertschaften ein-
zuführen. Der Grund dafür liegt
vorwiegend im Finanzierungs-

bereich: Der EMS ist in der An-
schaffung für das Land wesent-
lich preiswerter, weil die Bereit-
schaftspolizei vom Bund „aus-
staffiert“ wird.

In einem einjährigen Probe-
lauf soll nun entschieden werden

inwieweit eine Beschaffung ab
2007 auch für den Einzeldienst
sinnvoll ist und ob der zeitliche
hohe Aufwand für Aus- und Fort-
bildung (Grundlehrgang zwi-
schen 20 bis 40 Stunden + Fort-
bildung jährlich 10 Doppelstun-
den oder max. 4 Stunden im Mo-
nat) leistbar ist.

Dieser Diskussionsstand for-
derte den Gesamtpersonalrat der
Berliner Polizei heraus. In einer

Veranstaltung für Einzeldienst-
beamte wurden alle  Systeme
vorgestellt. Im Anschluss erläu-
terten zwei Einsatztrainer aus
Niedersachsen die Gründe, war-
um die Polizei sich dort für den
RRB entschieden hat. Die über-
wiegend an den praktischen

Dienst orientierten Argumente
überzeugten mich:

• geringer Ausbildungsaufwand
   – nur Grundausbildung
   (max. 20 Stunden)
• keine Fortbildung erforderlich
• ständiges Tragen ohne Behin-
   derung (auch im Sitzen)
   möglich
• defensive und offensive Tech-
   niken möglich
• weniger Eigenverletzungsge-
   fahren
• geringere Anschaffungskosten

Ich hoffe zwar, dass es gelingt,
für den Einzeldienst eine sachge-
rechte Entscheidung zu treffen
und der zweckmäßigste „Ein-
satzstock“ beschafft wird, aber
hoffen allein reicht wohl nicht.
Daher wollen wir als Gesamt-
personalrat der Berliner Polizei
unserem Dienstherrn vorschla-
gen, einen Bereich auch mit dem
RRB-Rapid „probelaufen“ zu
lassen, damit man aufgrund einer
vergleichenden Bewertung dann
eine wirklich sachgerechte Ent-
scheidung treffen kann.

Außerdem haben der Gesamt-
personalrat der Berliner Polizei
und die niedersächsischen Ein-
satztrainer miteinander verein-
bart, ständig ihre Erfahrungen
mit dem RRB auszutauschen.

Uwe Hundt, Vorsitzender
Gesamtpersonalrat Berlin

RRB: 52 cm lang, 500 g schwer

Demonstration
des Einsatzes
des RBB: Mit
wenigen Hand-
griffen kann der
Angreifer in die
Knie gezwungen
werden.

Fotos: Hundt
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HÄUSLICHE GEWALT

Europäischer Kongress zur Gewalt
im Leben von Frauen und Männern –

Gewalt gegen das weibliche Geschlecht ist laut Unicef
weltweit die häufigste Verletzung von Menschenrech-
ten. Alltägliche Gewalt gegen Frauen wird seit dem In-
ternationalen Jahr der Frauen 1975 thematisiert.

Auswirkungen auf die weitere Arbeit der Bundesfrauengruppe
In den 80er und 90er Jahren

gerieten darüber hinaus auch an-
dere Gewaltformen, wie der sexu-
elle Missbrauch von Mädchen und
Jungen, Frauenhandel, Gewalt ge-
gen ältere und ausländische Frau-
en und gegen Behinderte ins Blick-
feld. Es fanden Kampagnen auf
Länder- und Bundesebene statt.
Modellvorhaben, Veröffentlichun-
gen und Untersuchungen zu die-
sen Phänomenen wurden geför-
dert, Notrufe und Frauen-
beratungsstellen eingerichtet und
Untersuchungen zur Täterarbeit
und zu Interventionsprojekten
eingeleitet. Dies waren anfangs
nur vereinzelte punktuelle Maß-
nahmen, die die Komplexität des
Gewaltgeschehens außer Acht lie-
ßen. Themen und Projekte wurden
oft durch öffentliche Diskussionen
bestimmt, folgten jedoch keiner
langfristig angelegten Strategie.
Mit dem Aktionsplan der Bundes-
regierung wurde 1999 erstmals ein
Konzept für alle Ebenen der
Gewaltbekämpfung erstellt. Ein
wichtiger Teil dieses Aktionsplanes
war die genauere Untersuchung
von Gewalter-fahrungen der Frau-

en. Auf dem Europäischen Kon-
gress zur Gewalt im Leben von
Frauen und Männern wurden im
September 2004 drei wichtige Stu-
dien vorgestellt, die im Auftrag des
Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend er-
stellt worden waren:

Studie: Lebenssituation,
Sicherheit und
Gesundheit von Frauen
in Deutschland

Diese erste Prävalenzstudie
Deutschlands hatte das Ziel, ein
umfassendes repräsentatives Bild
von Ausmaß, Hintergrund und
Folgen von Gewalt gegen Frauen
zu erhalten.

Die Hauptuntersuchung basiert

auf über 10.000 Interviews von
Frauen im Alter zwischen 16 und
85 Jahren. Die Kernergebnisse die-
ser Untersuchung ergaben folgen-
des:

• 37 % aller befragten Frauen
haben körperliche Gewalt seit
dem 16. Lebensjahr erlebt.

• 13 % der befragten Frauen
haben seit dem 16. Lebensjahr se-
xuelle Gewalt erlitten.

• 58 % der Befragten haben
unterschiedliche Formen von se-
xueller Belästigung erfahren.

• 42 % aller befragten Frauen
haben Formen von psychischer
Gewalt wie systematische Abwer-
tung, Demütigung, Ausgrenzung,
Verleumdung, schwere Beleidi-
gung, Drohung und Psychoterror
erlebt.

• Rund 25 % der in Deutsch-
land lebenden Frauen haben For-

men körperlicher oder sexueller
Gewalt (oder beides) durch aktu-
elle oder frühere Beziehungs-
partner erlebt. Die ermittelten
Befunde zu häuslicher Gewalt be-
stätigen somit die bisherigen
Schätzungen.

Die Studie belegt zudem, dass
Gewalt gegen Frauen überwie-
gend durch Männer und dabei
ebenfalls überwiegend durch den
Partner und im sozialen Nahraum
verübt wird. Männliche Bezie-
hungspartner waren mit großem
Abstand die am häufigsten ge-
nannte Gruppe der Täter bei kör-
perlicher und sexueller Gewalt. Im
Hinblick auf Gewalt, die überwie-
gend in der eigenen Wohnung er-
litten wurde, gaben 71 % der Frau-
en, die von körperlicher Gewalt
und 69 % der Frauen, die von se-
xueller Gewalt betroffen waren,
als Tatort die eigene Wohnung an.

Durchgeführte Teilerhebun-
gen bei türkischen und osteuropä-
ischen Migrantinnen haben aufge-
zeigt, dass Frauen aus beiden
Gruppen häufiger als der Durch-
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Die Frau auf die-
sem Foto ist
geschminkt. Sie
stand beim Ak-
tionstag „Frauen-
bündnis gegen Ge-
walt“, der im Rah-
men des „Interna-
tionalen Tages ge-
gen Gewalt an
Frauen“ stattfand,
am 25.11.2004 in
der Fußgängerzo-
ne in Hildesheim,
um bei der gemein-
samen Aktion von
Polizei und Präven-
tionsrat Hildes-
heim Menschen
zum Hinsehen zu
bewegen.
Fotos (2): dpa

Auch die Tatort-Kommissare Peter Sodann, Boris Aljinovic, Andreas
Hoppe und Mehdi Moinzadeh (v.l.n.r.) engagieren sich: In Berlin riefen
sie am 23.11.04 dazu auf, Gewalt gegen Frauen nicht totzuschweigen,
sondern aktiv zu bekämpfen. Mit der Initiative „Sehen Sie fern. Aber
nicht weg!“ sollte vor allem die Hauptstädtische „BIG-Hotline“ bekann-
ter gemacht werden, an die sich Betroffene wenden können.

HÄUSLICHE GEWALT

schnitt der weiblichen Bevölke-
rung Deutschlands körperliche
oder sexuelle Gewalt erlebt. Bei
Gewalt in Paarbeziehungen fällt
vor allem die hohe Betroffenheit
türkischer Frauen auf.

Die Befragungen von Asyl-
bewerberinnen, inhaftierten Frau-
en und Prostituierten ergaben,
dass die befragten Frauen dieser
Gruppen in deutlich höherem
Maße von körperlicher, sexueller
und psychischer Gewalt sowie von
sexueller Belästigung betroffen
waren als die Frauen der Haupt-
untersuchung.

Besondere   Risikofaktoren:
Die Studie zeigt u.a., dass die

Absicht, sich zu trennen, häufig
Auslöser für den Beginn der
Gewalthandlungen des Partners
ist. Trennung und Scheidung in ei-
ner Paarbeziehung scheinen mit
einem hohen Risiko für Frauen
einherzugehen, Opfer von (sich
verstärkender) Gewalt in Paar-
beziehungen zu werden.

Die Untersuchungsergebnisse
bestätigen zudem einen engen
Zusammenhang zwischen dem
Miterleben und Erleben von Ge-
walt in der Kindheit und Gewalt-
erfahrungen im Erwachsenen-
leben.

Die polizeiliche Intervention:
In den vergangenen Jahren hat

die Polizei viele Anstrengungen
unternommen, die Intervention
gegen Gewalt im häuslichen Be-
reich zu verbessern. Mit der Stu-
die konnten deshalb, bezogen auf
Intervention zur häuslichen Ge-
walt, im Polizeibereich positive
Entwicklungen sichtbar werden.
Defizite wurden bei der Interven-
tion in Fällen sexueller Gewalt
nach wie vor festgestellt. Die be-
fragten Frauen beklagten man-
gelnde Sensibilität, fühlten sich oft
nicht ernst genommen und re-
spektlos oder ironisch-distanziert
behandelt.

Auch wenn Frauen polizeiliche
Maßnahmen wie Platzverweis und
Wegweisung insgesamt als hilf-
reich einschätzen, wird der polizei-
liche Einsatz generell als relativ
hochschwellige Interventions-
maßnahme wahrgenommen.

Studie: Evaluation der
Interventionsprojekte  ge-
gen häusliche Gewalt in
Deutschland

In einer zweiten umfangreichen
Untersuchung wurden interdiszi-
plinäre Kooperationsprojekte wis-
senschaftlich begleitet, um die
Qualität der koordinierten Unter-
stützung für Frauen bei häuslicher
Gewalt zu überprüfen und zu ver-
bessern. Diese Interventions-
projekte sind Netzwerke, die eine
verbindliche Zusammenarbeit al-
ler vor Ort beteiligten Institutio-
nen und Hilfseinrichtungen orga-
nisieren.

Pro-aktive Beratung und Mo-
bile Intervention:

Bei einer pro-aktiven Beratung,
wie sie beispielsweise von der
Interventionsstelle CORA in
Mecklenburg-Vorpommern
durchgeführt wird, werden im
Anschluss an die polizeiliche In-
tervention bei häuslicher Gewalt
die Betroffenen unmittelbar nach
der automatischen Daten-
weitergabe kontaktiert, um Bera-
tung und Krisenintervention anzu-
bieten.

Im Vergleich dazu hat die Ber-
liner Interventionsstelle gegen
Gewalt (BIG) eine Mobile Inter-
vention geschaffen. In Krisen-
situationen werden aufsuchende

Beratung und Unterstützung an-
geboten. Diese Mobile Interven-
tion wird täglich von 09.00 bis 24.00
Uhr bereitgehalten.

Beide Modelle, im Rahmen der
Begleitforschung auch als „zuge-

hende Angebote“ zusammenge-
fasst, entlasten die Opfer. Sie sen-
ken die Schwelle ins Hilfesystem
und verbessern die Chancen der
Betroffenen, die Form der Bera-
tung oder des Schutzes zu wählen,
die ihren Bedürfnissen, ihrer Ge-
fährdung und ihrer Lebens-
situation entspricht. Die zugehen-
de Beratung entlastet die Polizei,
da sie geeignet ist, Sicherheit zu

organisieren, auch wenn die poli-
zeilichen oder gerichtlichen Maß-
nahmen nicht ausreichen, um den
Betroffenen ein ausreichendes
Sicherheitsgefühl zu vermitteln.

Zentrale Ergebnisse   der Eva-
luation:

Aus den zentralen Ergebnissen
der wissenschaftlichen Begleitung
der deutschen Interventions-
projekte gegen häusliche Gewalt
seien an dieser Stelle nur drei wich-
tige Aspekte dargestellt:

• Die Polizei hat von dieser
Kooperation profitiert und sich als
Vorzeigeinstitution bei der Be-
kämpfung von häuslicher Gewalt
erwiesen. Es wurden andere Um-
gangs- und Arbeitsweisen erreicht
– vor allem in der polizeilichen und
ansatzweise auch staatsanwalt-
schaftlichen Praxis bei Fällen häus-
licher Gewalt.

• Defizite bestehen jedoch
weiterhin bei der Sanktionierung
häuslicher Gewalt, da die Ebene
der Strafverfolgung noch nicht im
gleichen Maße wie die polizeiliche

Ebene eingebunden werden
konnte.

• Im Hinblick auf Täterarbeit
im Kontext zu Interventions-
projekten, konnte die Aussage ge-
troffen werden, dass knapp 2/3 der
Männer, die ein Programm began-
nen, dieses auch abschlossen.
Männer, die gegenüber ihren Part-
nerinnen gewalttätig geworden
sind, suchen allerdings nur selten
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Petra van Anken, Kriminal-
oberkommissarin und Schrift-
führerin im Geschäftsführenden
Bundesfrau-
e n v o r s t a n d
der GdP, be-
schäftigt sich
seit 2000 mit
dem Thema
„Häus l i che
Gewalt“ und
leitet hierzu
Seminare im
Rahmen der
Aus- und Fortbildung bei der
Polizei Bremen.

Die Autorin:

China: Sicht auf Ehe und Familie entscheidend
Auf Initiative der Friedrich

Ebert Stiftung (FES) und des Chi-
nesischen Frauenverbandes fand
in der Zeit vom 14. bis 21. Novem-
ber 2004 die deutsch-chinesische
Konferenz „Frauen, Familie und
Recht“ in Shanghai statt. Die FES
war in Vorbereitung der Konfe-
renz auf die Aktivitäten der
Frauengruppe (Bund) bezüglich
Häuslicher Gewalt aufmerksam
geworden. Da ein wichtiger Be-
standteil der Konferenz sich mit
diesem Thema beschäftigen sollte,
lud die FES als Vertreterin der
GdP die Kollegin Alberdina Kör-
ner von der Bundesgeschäftsstelle
ein, zu der Thematik zu referieren
und den Weg darzustellen, wie es
in Deutschland gelungen sei,
Häusliche Gewalt in die Polizei-
arbeit zu implementieren und wel-
che – insbesondere gesetzlichen,
aber auch sonstigen flankierenden
– Maßnahmen dazu erforderlich
seien.

Gläserne Zelle für den
Täter

China steht bei der Bearbeitung
Häuslicher Gewalt noch relativ am
Anfang. Zwar wird Häusliche Ge-
walt als Unrecht erkannt und seit
längerem bekämpft, jedoch sind
die rechtlichen Mittel noch unzu-
reichend. Die Meldung von Häus-

licher Gewalt erfolgt oft über die
Nachbarschaftskomitees, seltener
vom Opfer selbst. Der Täter wird
in die (in Minhang) verglaste
Arrestzelle des Polizeiamtes ver-
bracht. Die Bestrafung des Täters
erfolgt vom „kritisiert werden“ bis
hinzu mehrjährigen Straftaten, je
nach Schwere der Tat.

Eine rege
Diskussion
entbrannte
nach dem
Vortrag der
Kollegin Kör-
ner bezüglich
des in
Deutschland
vorhandenen
Wegweisungs-
rechts gegen-
über dem Tä-
ter. Die
H a n d h a b e
„wer schlägt,
fliegt“ mit der
dahinter lie-
genden Absicht, das Opfer zu
schützen, indem man es in dem
ihm bekannten Umfeld belässt
und den Täter weg weist, war für
die Vertreterinnen des chinesi-
schen Frauenverbandes überra-
schend.

Häusliche Gewalt tritt auch in
China in vielen Formen auf.
Darunter wird, so Prof. Zhang
Xianyu von der Ostchinesischen

Besuch der deutschen Delegation bei der Polizei-
führung eines Polizeiamtes im Bezirk Minhang von
Shanghai, v.l.: Dolmetscherin, Polizeiführung, Alberdina
Körner, BGSt, Christine Bergmann, ehemalige Bundes-
ministerin. Foto: -lt

Universität für Politik- und
Rechtswissenschaften, sowohl die
physische und mentale Gewalt
(„kalte Gewalt“) als auch sexuel-
ler Sadismus und Vergewaltigung
zwischen Ehepartnern verstanden.
Eine Untersuchung des chinesi-
schen Frauenverbandes aus 2003
habe ergeben, dass es in 30 Pro-

zent der 270 Millionen chinesi-
schen Familien zu Gewaltakten
komme. In 90 Prozent der Fälle
seien Männer die Täter.

Bei der Häuslichen Gewalt zwi-
schen Ehepartnern würden über
85 Prozent der Frauen geschädigt.
Jährlich komme es auf Grund von
Häuslicher Gewalt zu ca. 100.000
Familienauflösungen.

Forderungen des Chinesi-
schen Frauenverbandes

Als notwendige Gegenmaß-
nahmen müssten im Wesentlichen
die entsprechenden Gesetze geän-
dert werden, um wirkungsvoll ge-
gen Häusliche Gewalt zu sein und
eine größere Abschreckung zu
haben. Zweitens sollte die umfas-
sende Überwachung und Kontrol-
le weiter verstärkt werden, insbe-
sondere sollte mehr Wert auf die
bedeutende Rolle der Polizei ge-
gen Häusliche Gewalt gelegt wer-
den. Drittens sollte die juristische
Hilfe für betroffene Frauen ver-
stärkt werden. Dabei müssten
Hotlines gegen Häusliche Gewalt
eingerichtet werden und Bera-
tungs- und Hilfszentren für Frau-
en gefördert werden. Viertens soll-
ten die NGO´s (Nicht-Regie-
rungsorganisationen), insbeson-
dere die Frauenverbände, auf al-
len Ebenen ihre Rolle aktiv wahr-
nehmen.

Am Ende der Konferenz und
nach dem Besuch bei der Polizei-
station im Bezirk Minhang zeigte
sich, dass Häusliche Gewalt ein
ernst genommenes Thema in Chi-
na ist, dass es noch große Unter-
schiede zu deutschen Maßnahmen
gibt, die u. a. auch auf die unter-
schiedliche Sichtweisen auf Ehe
und Familie zurück zu führen sind.

         kör.

aus eigener Motivation Einrich-
tungen auf, die verhaltens-
ändernde Maßnahmen anbieten.

Studie: Gewalterleben von
Männern

Diese Pilotstudie kann mit der
Befragung von 266 Männern als
nicht repräsentativ gewertet wer-
den. Es liegt nunmehr allerdings
eine kleine Datenbasis zu Tenden-
zen und Hinweisen vor. Danach
findet der Großteil der körperli-
chen Gewalt gegen erwachsene
Männer in der Öffentlichkeit statt;
die Täter sind ganz überwiegend
Männer, die in keiner Beziehung
zu ihren Opfern stehen. Im Be-
reich Gewalt in der Partnerschaft

spielen vor allem psychische Ge-
walt und soziale Kontrolle, die
Frauen gegen bzw. über ihre
Beziehungspartner ausüben, eine
Rolle.

Bundesfrauengruppe bewertet
neue Erkenntnisse

In der Arbeitsgruppe „Häusli-
che Gewalt“ und im Vorstand der
Frauengruppe (Bund) wurden im
Kontext der neuen Erkenntnisse
diskutiert, welche weiteren Ver-
besserungen bei der Bekämpfung
häuslicher Gewalt erreicht werden
können – hier z. B. durch eine
Novellierung der StPO und dem
StGB.

Der Umgang mit Kindern und
Jugendlichen als Opfer häuslicher
Gewalt stellt nach Auffassung der

Frauengruppe (Bund) eine beson-
dere Herausforderung dar. Hand-
lungsbedarf besteht insbesondere

• zur Wahrnehmung des eigen-

ständigen Bedarfs bei Kindern
und Jugendlichen an Schutz, Infor-
mation und Beratung,

• beim Verständnis, dass ein ver-
stärkter Schutz von Kindern und
Jugendlichen vor körperlicher, se-
xueller und psychischer Gewalt
gleichzeitig ein wichtiger Baustein
zur Prävention von Gewalt im
Geschlechterverhältnis ist und

• hinsichtlich bestehender De-
fizite im Umgang der Polizei mit
Opfern von Sexualdelikten.

Die Bundesfrauengruppe wird
sich diesen Themen stellen und
auch weiterhin für die Verbesse-
rung frühzeitiger Intervention,
Unterstützung und Prävention zur
Gewalt im sozialen Nahbereich
eintreten.           Petra van Anken
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AKTION: NICHTRAUCHER WERDEN!

Es ist vollbracht!
Vor vier Monaten haben wir
in unserer Zeitung versucht,
Raucher für eine nikotinfreie
Zukunft zu begeistern und
sie auf dem Weg dahin zu
begleiten. Die Aktion fand
jede Menge Zustimmung!
Aber es gab auch Stimmen,
die das Thema weniger ge-
eignet für unsere Zeitung
hielten. Fazit ist jedenfalls:
Bei uns haben sich eine gan-
ze Reihe Kolleginnen und
Kollegen gemeldet, die sich
der Glimmstängel mit Hilfe
unserer Aktion auf Dauer ent-
ledigt haben. Und wir hoffen
auf eine hohe Dunkelziffer!

In Italien trat am 10. Ja-
nuar ein strenges Anti-
Raucher-Gesetz in Kraft.
Ab sofort ist das Rauchen
dort in allen öffentlichen
Räumen verboten, u. a. in
Restaurants, Bars und
Diskotheken. Ausnah-
men gelten nur für sepa-
rate Raucherräume mit
Belüftung. Bei Verstößen
gegen das Rauchverbot
drohen sowohl den Inha-
bern der Lokale als auch
den Gästen hohe Geld-
strafen.

Denn nicht mehr zu rauchen,
das ist auch in Polizei-Kreisen
durchaus aktuell. Kollegen ha-
ben uns von Seminaren berich-
tet, auf denen sie gemeinsam
dem Rauchen abgeschworen ha-
ben, von Projekten, die sie mit
Partnern veranstalteten und von
Eigeninitiativen, die sie nach jah-
relangem Raucherdasein erfolg-
reich ergriffen haben. Sie ver-
sprechen sich von ihrem Nicht-
raucherstatus mehr Lebens-
qualität. Auf ihrer Zukunfts-
Agendea stehen nun gesundheit-
liche Aspekte ganz weit oben –
mehr Bewegung, gesündere Er-
nährung, positives Denken und
immer wieder: nie wieder rau-
chen!

Wer es geschafft hat, eine

rauchfreie Zeit für sich einzuläu-
ten, verdient Hochachtung. Man
sollte nie vergessen, dass sich
damit jemand von einer Sucht
gelöst hat. Und das verlangt ei-
nen starken Willen, Durchhalte-
vermögen und Charakterstärke.
Mögen die Erfolge dauerhaft
sein!

Aber was, wenn es doch zu ei-
nem Rückfall kommt? Zum Ab-
schluss unserer Aktion „Nicht-
raucher werden“ ein paar Tipps,
falls sich eine solche Situation
einstellen sollte.

Glückwunsch an dieser Stelle
all jenen, die tatsächlich Nicht-
raucher geworden sind! Aber
auch jenen, die sich in nächster
Zeit zu diesem – nicht leichten –
Schritt entschließen.

Rückfall gleich Aus?
Trotz sorgfältiger Vorbereitung

und aktiver Mitarbeit an der
GdP-Aktion „Nichtraucher wer-
den“ ist es natürlich nicht auszu-
schließen, dass es zu einem Rück-
fall-Vorfall kommt: Sie haben
einmal an einer fremden Zigaret-
te gezogen, Sie haben eine oder
auch mehrere Zigaretten ge-
raucht, dann aber die Kurve
wieder gekriegt und den Konsum
eingestellt – das kann noch als
Ausrutscher angesehen werden.
Oder hatten Sie einen regelrech-
ten Rückfall, bei dem Sie erst eine,
dann mehrere Zigaretten ge-
raucht haben und jetzt drauf und
dran, sind, sich wieder bei der ur-
sprünglichen Zigarettenmenge
einzupendeln?

Falls dies bei Ihnen der Fall
sein sollte, machen Sie sich bitte
folgendes klar: Es ist nicht alles
vorbei, wenn Sie wieder geraucht
haben. Sie haben gute Chancen,
wieder abstinent zu werden, wenn
Ihr altes Rauchverhalten noch
nicht die Vorherrschaft übernom-
men hat. Von einem Vorfall und
einem Ausrutscher kann man sich
wieder gut erholen. Wichtig ist
dabei, sich nicht unnötig zu grä-
men und Vorwürfe zu machen,
sondern sich daran zu orientieren,
dass es einem gelungen ist, diese

nicht ganz geklappt hat. Wissen
Sie eigentlich, dass die meisten
erfolgreichen Exraucher mehr als
einen Anlauf genommen haben?

Ein Ausstiegsversuch, der nicht
ganz hingehauen hat, ist immer
auch ein Teilerfolg und bietet die
Möglichkeit, etwas für den nächs-
ten Versuch zu lernen. Dazu hilft
die genauere Betrachtung der
Umstände, unter denen es zum
Ausrutscher bzw. Rückfall ge-
kommen ist.

Rückfall-Auslöser
aufspüren

Einige typische Beispiele für
äußere Rückfallbedingungen sind
gerade die Feierlichkeiten, wie sie
zum Jahreswechsel vermehrt
stattfanden: Andere Raucher sind
anwesend, es wird gegessen und
getrunken, es werden Zigaretten
angeboten oder gefunden. Dann
beobachten wir Rückfall begüns-
tigende Gefühle wie ausgelasse-
ne Freude und Euphorie, aber

auch unerwünschte wie Ärger,
Niedergeschlagenheit, Langewei-
le, Anspannung oder eine gestei-
gerte Aggressivität. Die körperli-
che Befindlichkeit kurz vor dem
kritischen Ereignis kann geprägt
gewesen sein von Entzugssym-
ptomen oder starkem Rauch-
verlangen, Übermüdung, Hunger
oder übervollem Bauch, Alkohol-
konsum oder etwas übermäßigem
Kaffee-Konsum. In den Gedan-
ken schließlich gab es möglicher-
weise frühe Hinweise auf den
Ausrutscher: Das können  Selbst-
zweifel gewesen sein, die Ideali-
sierung der Wirkung einer Ziga-
rette („nur eine, die würde jetzt
soo gut tun“), aber auch die Illu-
sion der Möglichkeit eines kon-
trollierten Konsums („jetzt rauch
ich halt mal eine und mach dann
wieder weiter mit dem Nicht-
rauchen“). Hin und wieder ging
auch der Wunsch, nur einmal eine
Zigarette probieren zu wollen,
dem Rückfall voraus.

Versuchen Sie also, den Auslö-
ser für den Ausrutscher zu erfas-
sen. Was war los, was haben Sie
denn gefühlt oder gedacht, bevor
Sie die Zigaretten besorgt oder
die Zigarette angesteckt haben?
Was könnten Sie das nächste Mal

„Krisensituation“ zu meistern.
Auch diejenigen sollten sich nicht
entmutigen lassen, bei denen es

Nach einer aktuellen, bevölkerungs-
repräsentativen Emnid-Umfrage gab
fast jeder zweite Raucher an, dass
er nach der aktuellen Tabaks-
teuerer-höhung das Rauchen aufge-
ben will.
Nach der vergangenen Steuerer-
höhung haben das immerhin ca.
8 Prozent der Raucher geschafft.
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in exakt der gleichen Situation
anders machen?

Sie werden erkennen, dass es
eine ganz bestimmte Situation
war, bei der einige ungünstige
Bedingungen zusammengekom-
men sind.

Rufen Sie sich ins Bewusstsein,
dass ein Ausrutscher oder ein
Rückfall nicht das Ende vom Lied
ist. Gehen Sie dabei nicht so hart
mit sich ins Gericht: Dieser Aus-
rutscher bedeutet nicht, dass Sie
versagt haben und Sie nicht fähig

Beurteilen Sie die äußere Si-
tuation, in der Sie wieder ge-
raucht haben:
•Meine Gedanken, bevor
ich wieder geraucht habe
• So habe ich mich gefühlt,
bevor ich wieder geraucht
habe.
•Das kann ich das nächste
Mal anders machen

sind, Nichtraucher zu sein.
Wichtig ist jetzt, dass Sie sich

wieder dem Ausstieg zuwenden
und das Rauchen auf der Stelle
beenden. Vernichten Sie alle Zi-
garetten, die Sie noch besitzen
und gehen Sie noch einmal Ihre
Motivationsliste durch. Dann le-
gen Sie einen neuen Ausstiegs-
termin fest. Dazu alles Gute!

 Peter Lindinger,
Dipl.-Psychologe

Einfach war’s nicht: Zu Be-
ginn habe ich zwei Wochen lang
Situationen gemieden, in denen
ich wieder schwach hätte werden
können. Hat geholfen. Bin nun
froh, dass ich durchgehalten
habe. Glaube, ich kann befreiter
atmen. Treibe mehr Sport, um
mein Gewicht zu halten.
     Dietmar Michael, Fahrland

Bin Weihnachten/Silvester
leider rückfällig geworden. Hat-
te ein sehr schlechtes Gewissen.
Trotz der Rückfälle – ich bleibe
dabei, werde nicht mehr rau-
chen! Unterstützung bekomme
ich vor allem von nicht rauchen-
den Kollegen. Möchte mich dafür
ganz doll bedanken. Hatte noch
ein ganz besonderes Erlebnis:
Ein unbekannter Kollege, schon
zehn Jahre im Ruhestand, rief
mich an und sprach mir Mut zu.
Er verfolgt die Nichtraucher-
aktion in der „Deutschen Poli-
zei“. Ich habe festgestellt, dass
ich immer wieder jemanden
brauche, der mir „gut zuredet“.

       Waltraud Spriwald (51),
Oberhausen

Bin seit dem 18.11.2004 Nicht-
raucher und fühle mich sehr gut.
Schwachpunkte bestehen immer

noch nach einem guten Essen,
aber ich lasse die Finger davon.
Im Kollegenkreis wurde man
zuerst belächelt, da ich noch
rauchte, obwohl die Veröffentli-
chung im Novemberheft erschie-
nen war. Aber mittlerweile habe
ich bemerkt, dass gerade die
„Nochraucher“ doch etwas nei-
disch sind. Einziger Nachteil: Ich
habe zugenommen, mir aber ei-
nen Heimtrainer gekauft – von
dem Geld, das ich durchs Nicht-
rauchen gespart habe – und den-
ke dass ich das Gewichtsproblem
auch noch in den Griff kriege.

Ich glaube nicht, dass ich ohne
eure Aktion diesen Schritt ge-
schafft hätte. Danke.

     Peter Stuhlfauth,
Ruppertsberg

Rauche seit acht Wochen nicht
mehr. Zu Anfang fehlte mir vor
allem zum Kaffee etwas.
Inzwischen schmeckt er auch
ohne Zigarette. Bin ausgespro-
chen froh, das Laster los zu sein.
Tatsächlich, obwohl ich 15 bis 20
täglich geraucht habe, denke ich
nur noch äußerst selten an’s Rau-
chen. Kann mir nicht vorstellen,
noch mal anzufangen.

Beate Döring, Hilden

Ich entschloss mich zu einem
Ausstieg mit Nikotinpflaster. Das
erste wurde am 8.01.05 geklebt.

Geschafft Die nächsten Tage stand ich bes-
ser als erwartet durch. Nach ei-
ner rauchfreien Woche hatte ich
einen kurzen Rückfall. Pflaster
hatte ich an diesem Tag nicht auf-
geklebt. Mittlerweile klebt das
Pflaster wieder, ich bin rauchfrei.
Ich weiß, dass noch ein beschwer-
licher Weg vor mir liegt. Aber die
Mühe lohnt sich allemal!

Die in der Deutschen Polizei
zum Thema veröffentlichen Ar-
tikel

waren/sind mir übrigens noch
immer hilfreich und liegen griff-
bereit. Mein „Sparglas“ füllt sich
zusehends mit 5-Euro-Scheinen
und das letzte Joggen verlief auch
schon lockerer: Zeit um 2:30 Mi-
nuten verbessert (ob’s an der
besseren Atmung lag?)

Günther Bredefeld, Frankfurt

Thema Rauchen auf den
Revieren ist in Bremerhaven
für die Kolleginnen und Kol-
legen kein Thema mehr. Seit
rund sieben Jahren ist hier
der Nichtraucherschutz gere-
gelt: Die Raucher gehen ent-
weder vor die Tür oder in den
extra für sie eingerichteten
Raucherraum. Wache,
Schreibstuben, sämtliche Bü-
ros und Flure – eigentlich die
gesamte Stadtverwaltung –
ist rauchfrei. Am Anfang gab
es einige Diskussionen,
inzwischen wird die Rege-
lung – auch aus Einsicht –
vollkommen respektiert.
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Im Rahmen meines Studiums
an der Fachhochschule für Ver-
waltung und Rechtspflege
(FHVR), Fachbereich Polizei-
vollzugsdienst, wird in Zusam-
menarbeit mit dem Akademi-
schen  Auslandsamt und der Aus-
bildungsleitung für den gehobe-
nen Polizeivollzugsdienst die
Möglichkeit angeboten, einen
Teil des 5. Semesters im Ausland
zu verbringen. Die Auswahl an
Ländern, zu denen Kontakt be-
steht, ist durch die Bemühungen
des akademischen Auslandsamts
der FHVR groß.

Da ich als Schüler schon ein
unvergessliches Jahr an einer

a m e r i k a n i -
schen High
School ver-
bracht hatte,
stand für mich
fest, dass ich
auch mein
A u s l a n d s -
praktikum in
den USA ab-
s o l v i e r e n
wollte. Nach
erfolgreichem
Sprachtest am
Sprachinstitut
der Fachhoch-
schule für
W i r t s c h a f t
und Technik,
einem Ge-

spräch mit der Ausbildungs-
leitung, Überprüfung der Noten
und Anwesenheit bekam ich die
Zustimmung der vorgesetzten
Stelle und das Akademische Aus-
landsamt samt der FHVR konn-
te meine Bewerbung nach Ari-
zona schicken. Schon kurze Zeit
später kam ein herzlicher Brief
von Brent Ackzen, dem Vize-Po-
lizei-Direktor von Glendale, mit
der Bestätigung des Praktikums-
platzes und dem Angebot, über
den gesamten Zeitraum Gast sei-
ner Familie zu sein.

Den Zeitraum bis zum Abflug
verbrachte ich damit, in der ge-
samten Berliner Polizeibehörde
nach Gastgeschenken zu fahn-

Am 30. August 2004 Jahres war es endlich soweit! Ich
war auf dem Weg nach Glendale, Arizona. Nach 18 Stun-
den Reise kam ich auf dem Flughafen Phönix Internatio-
nal an und wurde sogleich von zwei bewaffneten Beam-
ten mit meinem Namensschild in der Hand mit den Wor-
ten „Welcome Detective Schroder in Arizona“ begrüßt
und zu ihrem Auto geführt.
Es war der Anfang eines zweimonatigen Praktikums beim
Glendale Police Department in den Vereinigten Staaten
von Amerika.

PRAKTIKUM

Zwei Monate in Arizona –
ein Praktikumsbericht

den. Neben der großartigen Un-
terstützung der Stiftung Luft-
brückendank war hierbei die un-
komplizierte Unterstützung von
Seiten der GdP äußerst hilfreich,
die mich ausreichend mit
Basecaps, Anstecknadeln und
sonstigen Souvenirs unterstützte.
Im Gegenzug bot ich an, meine

USA-Praktikums-Erfahrungen
für die Zeitung DEUTSCHE
POLIZEI aufzuschreiben. Hier
sind sie nun:

Heißes Arizona

Als ich am 30. August vergan-
genen Jahres nach 18 Stunden in
Arizona landete, hatte ich zwei

Sorgen: meine Müdigkeit zu be-
kämpfen und bei 45˚ C Mengen
an Schokolade in Sicherheit zu
bringen (ein großer Wusch mei-
ner Gastgeber war nämlich Scho-
kolade, Schokolade, Schokola-
de). Zumindest die zweite Sorge
war unbegründet: Die Kollegen
vom Raubkommissariat, die

mich abholten, brachten mich
samt Schokolade schnellstmög-
lich ins klimatisierte Auto und
fuhren mich zum Glendale Police
Department. Nach einem ersten
Gespräch im Auto mit den
Detectives wurde mir erst rich-
tig bewusst, dass ich es geschafft
hatte: Ich werde die nächsten
zwei Monate ein Praktikum in
den verschiedensten Kommissa-

riaten in den USA  ableisten.  Ich
hoffte auf eine lehrreiche, span-
nende und aufregende Zeit.

Glendale, 45˚, Wüste
und jede Menge Polizei-
arbeit

Glendale ist mit 225.000 Ein-
wohnern die viert größte Stadt in
Arizona und grenzt unmittelbar
an die Millionenmetropole Phö-
nix. Beide Städte sind lediglich
durch ein Ortseingangsschild von
einander getrennt. Mit dem
Wechsel der Straßenseite wech-
selt sogleich die Zuständigkeit
der Polizei vom Phönix Police
Department (PD) zum Glendale
DP.

Phönix und Glendale liegen
im größten Land Arizonas, in
Maricopa County. Das betont
föderale System und die weitge-
hende Autonomie einer jeden
Stadt in den USA. schlägt sich
auch in der Gliederung der Poli-
zei nieder:

Glendale hat seine eigene
Polizeibehörde, die sich nicht nur
in Ausstattung und Uniform von
der in Phönix unterscheidet, son-
dern auch in Gehalt und Ur-
laubsregelung. Es gibt durch-
schnittlich 13 Urlaubstage pro
Jahr bei einem Jahreseinstiegs-
gehalt von ca. 40.100 $. Weiterhin
gibt das Glendale PD die Mög-
lichkeit, mit der Uniform einen
Nebenjob auszuüben und sich
somit das Gehalt mit einen Stun-
denlohn bis zu 35 $ die Stunde –
z. B. als Bewachungspersonal im
Supermarkt – aufzubessern.

Außerhalb der Städte liegt die
Zuständigkeit beim Sheriff und
seinen Mitarbeitern (Deputies),
auf den Interstates, den Autobah-
nen, liegt die Zuständigkeit bei
der eigenständigen Highway
Patrol. Es gibt keine Weisungs-
befugnis zwischen den verschie-
denen Behörden und die Zusam-
menarbeit erlebte ich recht un-
problematisch.

Patrick Schröder,
Kriminalkommis-
saranwärter, 24
Jahre, 6. Semes-
ter Fachhoch-
schule für
Verwaltung und
Rechtspflege,
Berlin

Glendale PD-Streifenwagen-Ausstattung: Laptop mit Touchscren-
funktion, GPS, Routenplaner, die meisten Abfragesysteme, automati-
scher Auflistung von eingegangenen Notrufen, Möglichkeit der
schriftlichen Nachrichtenübermittlung von Funkwagen zu Funkwagen.
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Bewerbung mit
Lügendetektor

Das Glendale PD ist mit einer
Anzahl von 351 Kollegen recht
überschaubar und ermöglichte
mir, das Arbeitsgeschehen einer
Behörde als Ganzes zu beurtei-
len. Wie auch in Deutschland gibt
es eine uniformierte Schutzpoli-
zei (Patrol) und eine Kriminal-
polizei. Ein Quereinstieg wie es
bei der deutschen Polizei seit Jah-

ren möglich ist, gibt es in Arizona
nicht. Wenn man sich für die Mit-
arbeit bei der Polizei interessiert,
muss man vorerst die Grundvor-
aussetzung mitbringen: Man
muss einige Hochschulkurse,
egal welcher Fachrichtung, absol-
viert haben. Der Bewerbungs-
prozess ist unserem ähnlich, mit
der Ausnahme, dass der Bewer-
ber die Richtigkeit seiner Anga-
ben mit Hilfe eines Polygraphen
(Lügendetektor) bestätigen
muss. Die Ausbildung dauert 16
Wochen und findet in der Police
Academy statt, in welcher die
Anwärter einen Schnellkurs in
Recht, Einsatzlehre, Kriminalis-
tik und weiteren Fächern absol-
vieren müssen. Im Großen und
Ganzen wirkt die Ausbildung
mehr militärisch und assoziierte
in mir die Grundausbildung der
Bundeswehr. Nach erfolgreicher
Abschlussprüfung werden den
Kollegen erfahrene Beamte zur
Seite gestellt, die nun auch die
polizeiliche Praxis veranschauli-
chen. Nach der Police Academy
muss jeder Polizist in Glendale

zunächst mindestens zwei Jahre
in den Streifendienst. Hier bleibt
er zumeist in einer Schicht, das
bedeutet z. B. ein Jahr Nacht-
schicht, ein Jahr Tagesdienst. Mit
der Seniorität steigen die Mög-
lichkeiten der Wahl zwischen den
Schichten. Nach mindestens zwei
Jahren des uniformierten Strei-
fendienstes kann man sich für die
Stellung des Kriminalbeamten
(Detective) bewerben. Zwar lie-
gen der Patrol Officer und der
Detective in der gleichen Ge-
haltsklasse, doch muss man um
Detective zu werden einen
Bewerbungsprozess durchlaufen.
Auch in operativen Einheiten,
die alle der Kriminalpolizei an-
gegliedert sind, ist das Bestehen
eines praktischen und theoreti-
schen Einstellungstest erforder-
lich.

Beförderungen gibt es kaum.
Die nächst höhere Stufe nach
dem Patrol Officer oder dem
Detective ist der Posten des Ser-
geant, der in Glendale vergleich-
bar ist mit dem des Kom-
missariatsleiter in Deutschland.
Weitere Stufen sind: Lieutenant
(vgl. Inspektionsleiter), Captain
(Abteilungsleiter), Commander
(Abteilungsleiter, Stab), Vice
Director (Vize Polizei Chef),
Chief (vgl. Polizeipräsident). Für
alle Beförderungen muss man
sich bewerben und sich in einem
Test gegen andere behaupten.

Geiselnahme und
Tatortarbeit

Gleich am zweiten Tag nach
meiner Ankunft wurde ein
Praktikumsplan nach meinen
Wünschen erstellt, der jederzeit
besonderen Einsätzen angepasst
werden konnte. Der größte Vor-
teil lag jedoch darin, dass mein
Gastgeber, der Vize Polizei Chef
Brent Ackzen, bei Groß- und
Sonderlagen als einer der ersten
informiert wurde und mich zu
jeder Zeit zu besonderen polizei-
lichen Lagen mitgenommen hat.
So erlebte ich beispielsweise den
Einsatz bei einer 29 Stunden an-
dauernde Geiselnahme mit, bei
der zwei  Methamphetaminab-
hängige zusammen mit ihrer 17-
jährigen Bekannten und deren

Kollege der operativen Einheit
“Narcotics” mit dem sehr begehr-
ten GdP-Mitbringsel Basecap
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zweijähriger Tochter einen Mann
zur Geisel genommen und mehr-
fach, bewaffnet mit AK 47, SKS
und mehreren Handfeuerwaffen,
auf Polizisten schossen. Ich konn-
te dabei den Einsatzbesprech-
ungen verschiedenster Sonder-
einheiten beiwohnen und konn-
te die Pressearbeit unterstützen.
Be-sonders lehrreich für mich
war die Beobachtung der Arbeit
des S.W.A.T (vergleichbar mit
dem SEK) und des FBI, die mit
einer eigens gelegten Telefon-
und Videoleitung mit den Geisel-
nehmern kommunizierten.

Ein trauriges Großereignis in
meiner ersten Woche war die
Beerdigung von zwei Kollegen,
die während ihrer Streifen-
tätigkeit erschossen worden sind.

Mit solchen Geschehnissen muss
man sich ebenfalls auseinander
setzen, auch wenn es sehr schwer
fällt.

Für zwei Wochen begleitete
ich die Tatortarbeit der Mord-
kommission. Am dritten Tag
nach meiner Ankunft kam es zu
einem Mordfall in der Öffent-
lichkeit, hier konnte ich die
Tatortarbeit unterstützen und
beteiligte mich an der Spuren-
suche. Auch in die anschließen-
den Ermittlungen integrierten
mich die Kollegen: Sie befragten
mich zu meinen Verständnis über
die Tat, ich erstellte ein Persona-
gramm und eine Chart von allen
in den Mordfall involvierten Per-
sonen,  konnte bei Vernehmun-
gen beiwohnen und lernte ver-

schiedene Taktiken des Ver-
nehmungsprozesses.

Lohn für Informanten

Eine weitere Station meines
Praktikums waren die Operati-
ven Einheiten: Narcotics und
S.C.U. Diese Gruppen unterstüt-
zen z. B. die Ermittlungsarbeit
der Kommission durch An-
schlussarbeit, wie Festnahme und
Observation. Aufgrund der sehr
liberalen Waffengesetze in
Arizona (jeder der nicht wegen
eines Verbrechens bestraft wor-
den ist, darf ohne Lizenz jegliche
Form von Waffe besitzen und an
sich tragen, solange sie offen ge-
tragen wird) muss man bei jeder
operativen Aktion hohe Profes-

sionalität beweisen, um nicht sein
oder das Leben anderer zu ge-
fährden.

Arizona ist aufgrund seiner
Grenze zu Mexico Schauplatz für
die organisierte Kriminalität. Die
Kriminalität liegt hier gegenüber
den anderen Bundesstaaten in
den U.S.A überdurchschnittlich
hoch. Für die Operativen Grup-
pen ist es unabdinglich, mit In-
formanten zusammen zuarbeiten
und Scheinkäufe zu tätigen.
Während meiner Zeit bei
Narcotics konnte ich bei mehre-
ren Hausdurchsuchungen anwe-
send sein, bei denen über 80 Kilo
Marihuana, mehrere Kilo Koka-
in und Methamphetamin be-
schlagnahmt wurden. Der Infor-
mant hatte ein hohes Interesse,
möglichst große Dealer zu verra-

PRAKTIKUM
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ten, denn er wird proportional zu
dem beschlagnahmten Gut vom
Glendale PD entlohnt.

Ausstattung

Zu meiner eigenen Sicherheit
wurde mir am Anfang des Prakti-
kums meine eigene ballistische

Weste zur Verfügung gestellt, die
ich übrigens als Geschenk mit nach
Deutschland nehmen durfte.

Maximal fünf Jahre alte ballis-
tische Westen, ballistische Helme
sowie Digitalfunkgeräte gehören
bei jedem Polizisten in Glendale
zur Mannausstattung. In den
Polizeifahrzeugen integriert ist
ein Laptop mit Touchscreen über
den Notrufe angezeigt werden
und mit dem zu anderen Kolle-
gen per Kurznachricht Kontakt
aufgenommen werden kann.
Weiterhin sind in diesem Laptop
die meisten Recherchesysteme
integriert. Ein eingebautes GPS
(Global Positioning System)
macht das Finden von Anschrif-
ten leicht und man kann jeder
Zeit sehen, wo sich das eigene
Polizeifahrzeug und die der  Kol-
legen befinden.

Beeindruckend für mich war
die Ausrüstung der Kollegen mit
Elektroschockern (Taser X 26).
Hierbei handelt es sich um Taser,
die mit einem 50.000 Volt-Schlag
den Gegner mindestens fünf Se-

kunden paralysieren. Nach Betä-
tigung des Abzugs werden zwei
Spitzen aus dem Gerät geschos-
sen, welche sich unter die Haut
des Angreifenden bohren und
verbunden mit sieben Meter lan-
gem Kupferdraht einen Schock
auslösen. Um diese Taser tragen
und nutzen zu dürfen, muss man
als Polizeibeamter die Wirkung

unter Aufsicht an sich selbst aus-
probieren. Ich konnte mich von
der Schlagkraft eines nur zwei
Sekunden andauernden Schocks
am eigenen Leibe freiwillig über-
zeugen.

Köder für Autoknacker

Eine weitere Station meines
Praktikums war der so genannte
Autotheft. Hier wird mit opera-
tiven Mitteln der Autodiebstahl
bekämpft. Ein Beispiel mit ei-
nem Köder-Auto. Hierbei han-
delt es sich um ein beschlag-
nahmtes, von der Polizei aufge-
rüstetes Auto. In der Fahrerzelle
gibt es Kameras und Bewegungs-
melder. Ein GPS-Sender zeigt
der Funkbetriebszentrale an, wo
sich das Fahrzeug befindet und
wann es sich bewegt. Nun wird
das Fahrzeug an Schwerpunkten
offen, mit auf dem Fahrersitz ab-
gelegten Schlüssel abgestellt und
darauf gewartet, dass jemand das
Fahrzeug stiehlt. Sobald das pas-
siert, wird in der Funkbetriebs-

zentrale Alarm ausgelöst, die
Verfolgung aufgenommen und
der Täter gestellt.

Eine weitere beeindruckende
Innovation in Glendale war der
so genannte Shot-Spotter. Damit
können in besonderen Schwer-
punktbezirken über aufgestellte
Sensoren und durch akustische
Schallwellenmessung Schüsse
identifizieret werden. Bei aufge-
nommen Schüssen wird meter-
genau die Adresse der Schussab-
gabe geortet und es werden
sofort Beamte zu dieser An-
schrift entsandt. Das besondere
am Shot-Spotter ist, dass dieser
zwischen Böllern, Schüssen und
anderen Knallgeräuschen diffe-
renzieren kann.

Während meines Praktikums,
hae ich auch ein großes Interes-
se der amerikanischen Kollegen
an der Berliner Polizei, den Un-
terschieden in der Rechtsauf-
fassung, der Kultur und Gesell-
schaft feststellen können. Um-
gekehrt habe ich viel über  die

polizeiliche Praxis in Glendale
lernen können. Auch die priva-
ten Kontakte blieben nicht aus:
schon kurz nach meinen Eintref-
fen wurde ich eingeladen, mit
den Kollegen auszugehen und
Wochenendausflüge zu machen.
Hier sei auch erwähnt, dass ich
unglaublich herzlich von meinem
Gastgeber, Brent Ackzen und
seiner Familie aufgenommen
worden bin. Mir stand in ihrem

Haus ein eigenes Zimmer zur
Verfügung, wenn es nötig war,
wurde mir ein Auto gestellt, und
auch am Wochenende nahm
mich die Familie zu Ausflügen
mit.

Ich brauchte für meine Unter-
kunft und Verpflegung, trotz
mehrfachen Angebots meiner-
seits nicht aufzukommen, im
Gegenteil wurde für mich am
letzten Tag sogar eine Abschieds-
feier organisiert.

Diese zwei Monate Praktikum
werden mir unvergesslich blei-
ben. Von den polizeilichen Erfah-
rungen und von dem  Erlernten
werde ich sicher noch lange zeh-
ren. Die Freundschaften, die sich
in dieser Zeit gebildet haben,
werden zu einem regen Kontakt
und Austausch zwischen mir und
dem Glendale Police Depart-
ment führen.

Ich möchte mich auf diesem
Weg bei Frau Ingrid Schröder
vom Akademischen Auslands-
amt der FHVR Berlin, der Aus-

bildungsleitung des gehobenen
Dienstes, der Stiftung Luft-
brückendank und zu guter Letzt
bei der GdP für die Unterstüt-
zung bedanken.

Patrick Schröder

Weiter  Fragen beantworte
ich gern über
pat-schroeder@web.de

Gastgeber Vice Director Brent Ackzen, „Praktikant” Patrick Schröder
und Chief of the Glendale-PD Mr. Kirkland (v.l.n.r.)

Momentaufnahme des Glendale-S.W.A.T-Teams während einer
29stündigen Geiselnahme              Fotos: privat

PRAKTIKUM
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SENIORENJOURNAL
Auf ein Wort

Liebe Seniorinnen,
liebe Senioren,
es ist mal wieder so weit: In

den nächsten Monaten werden
in fast allen Landesbezirken und
Bezirken Seniorenkonferenzen

einberufen, um die für die Kolle-
ginnen und Kollegen wichtigen
gesellschafts- und gewerk-schafts-
politischen Fragen zu diskutieren
und die Weichen für die zukünf-
tige GdP-Senioren-Arbeit zu stel-
len.

Im Mittelpunkt dieser Konfe-
renzen wird sicherlich die aktu-
elle Entwicklung im Renten-

und Versorgungsrecht stehen,
denn die Zukunft der Alters-
sicherungssysteme steht auf dem
Prüfstand. So hat das neue Jahr
2005 bereits mit neuen Heraus-
forderungen auf dem Gebiet des
Besoldungs- und Versorgungs-
rechts begonnen. Bundesinnen-
minister Otto Schily wollte vom
Kabinett noch im Dezember
2004 Eckpunkte für ein „Versor-
gungsnachhaltigkeitsgesetz“ be-
schließen lassen. Damit sollen
die Absenkungen bei der gesetz-
lichen Rentenversicherung wir-
kungsgleich“ auf die Ruhe-
standsbeamten, Richter und Sol-
daten übertragen werden. Im
Ergebnis soll die Höchstver-
sorgung von 71,75 Prozent (nach
dem Versorgungsänderungsge-
setz 2001) auf 66,8 Prozent bis
2030 in 30 Einzelschritten abge-
senkt werden.

Zwar wurde die Sache zu-
nächst von der Tagesordnung der
Kabinettssitzung im Dezember
abgesetzt, es muss aber damit ge-
rechnet werden, dass bereits im
Januar – noch während ich diese
Zeilen schreibe – ein Ressort-
entwurf vorgelegt wird. Hier müs-
sen wir – gemeinsam mit dem
DGB – alles versuchen, um wei-
tere Nachteile für Versorgungs-
empfänger abzuwenden bzw. zu
mildern.

Neben den aktuellen Themen

Senioren im Gespräch mit
Deutschem BundeswehrVerband

Anfang Dezember trafen sich
in Berlin Vertreter der Senioren
der GdP und des Deutschen

v. l. n. r.: Stellvertretender Vorsitzender des Vorstandes der ehemaligen Soldaten/Hinterbliebenen des DBwV
Rolf Meyer, GdP-Bundesvorsitzender Konrad Freiberg, Vorsitzender des Bundesseniorenvorstandes der GdP
Heinz Blatt, Berater für Seniorenreisen Manfred Stock und der stellvertretende Vorsitzende des Bundes-
seniorenvorstandes Artur Jung. Foto: Adams

wird es auch Aufgabe der Seni-
orenkonferenzen sein, die Dele-
gierten für die 5. Bundessenioren-
Konferenz der Gewerkschaft der
Polizei zu wählen, die im April
2006 in Dresden stattfinden wird.

Im Hinblick auf diese Bundes-
senioren-Konferenz müssen wir
schon bei den Landes-Konferen-
zen unsere Forderungen an die
Politik deutlich machen und auch
zu gesellschaftspolitischen Fragen
Stellung beziehen.

BundeswehrVerbandes (DBwV),
um sich über gemeinsam berüh-
rende Fragen des Versorgungs-
rechts abzustimmen – insbeson-
dere über das Einsatzversorgungs-
gesetz und die Anerkennung von
Posttraumatischen Belastungs-
störungen als Dienstunfall. Beide
Seiten sehen durchaus die Mög-
lichkeit, künftig mit betroffenen
Soldaten und Polizisten z. B. ge-
meinsame Fachseminare durchzu-
führen.

Darüber hinaus standen Über-
legungen auf der Tagesordnung,
auch gemeinsame Seniorenreisen
ehemaliger Polizisten und Solda-
ten zu organisieren. Vielleicht ein
interessanter Aspekt, wenn „inne-
re“ und „äußere Sicherheit“ sich
austauschen können.

Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen,
für die Zukunft erhoffe und

wünsche ich mir, dass es mit der
Seniorenarbeit in der Gewerk-
schaft der Polizei kontinuierlich
weiter geht und recht viele Kol-
leginnen und Kollegen – vor al-
lem Neu(Jung)-Pensionäre – be-
reit sind, mitzuarbeiten und Ver-
antwortung zu übernehmen. Wir
sind nämlich nicht zu alt, um
weitere Interessen selbst zu for-
mulieren und zu vertreten.

Bis zur nächsten Ausgabe
euer

Heinz Blatt,
Vorsitzender der
Seniorengruppe

So unter anderem:
Dass wir keine Benachteili-
gung der Älteren wollen
• Denn Diskriminierung je-
der Art verstößt gegen die
Verfassung und verletzt die
Menschenwürde.
Dass wir Solidarität zwischen
Jung und Alt wollen
• Wir dürfen nicht zulassen,
dass jüngere und ältere Men-
schen gegeneinander ausge-
spielt werden.
Dass wir Gesundheit und
Wohlbefinden bis ins hohe
Alter wollen
• Das macht eine altersge-
rechte medizinische Versor-
gung und ein höheres Maß an
Gesundheitsvorsorge erfor-
derlich.

Dass wir uns gegen eine Zwei-
Klassen-Medizin wenden
• Der Zugang zu Leistungen
des Gesundheitswesens muss
für alle offen und bezahlbar
bleiben.
Dass wir jede Verweigerung
von Gesundheitsleistungen für
Ältere ablehnen
• Alle Versuche, Gesundheits-
leistungen für Ältere zu rati-
onieren, werden auch auf
unseren härtesten Wider-
stand treffen.
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Dialog der Generationen –
JUNGE GRUPPE profitiert davon

„Manchmal sind wir ganz weit
weg von den Problemen und
Nöten unserer Mitglieder. Man-
che Dinge haben wir gar nicht so
recht im Blick. Deshalb ist es
richtig und gut, dass wir uns mit
den Sorgen und Nöten der Be-
troffenen auseinander setzen.“
Mit diesen Worten eröffnete der

Vorsitzende der Seniorengruppe
Heinz Blatt die gemeinsame Sit-
zung des Geschäftsführenden
Bundesseniorenvorstandes mit
dem geschäftsführenden Bun-
desjugendvorstand am 13. De-
zember 2004 in der Bundes-
geschäftsstelle Berlin, an der
auch die Kollegen H.-J. Adams
und Marc Behle teilnahmen.

Solidarisches
Generationsverhältnis
nötig

Im Mittelpunkt der Sitzung
stand die Umsetzung des
Positionspapiers „Mitglieder-
bindung Senioren und Junge
Gruppe – Dialog der Generatio-
nen“.

Die gesellschaftliche und ge-
werkschaftliche Teilnabe der äl-
teren Mitglieder hängt ebenso
wie die Zukunft der jüngeren
Generationen von einem solida-

rischen Generationenverhältnis
ab. Seniorinnen und Senioren
nutzen freiwilliges Engagement,
um auch im Ruhestand aktiv zu
bleiben. Jüngere Kolleginnen
und Kollegen profitieren von den
Lebens- und Berufserfahrungen
der Älteren. Vor diesem Hinter-
grund gewinnt der Dialog der

Generationen in der GdP an
Bedeutung.

Arbeiten im
„Tandemverfahren”

Wir werden uns aber nicht nur
mit diesen Themen befassen, son-
dern es gilt auch, die von außen
auf die Gewerkschaft einwirken-
den Aspekte aufzunehmen.
Heinz Blatt und Artur Jung wer-
den bis Anfang März 2005 ein
Konzept mit Vorschlägen vorle-
gen, wie unser Positionspapier in
der Praxis umgesetzt werden
kann. Dabei sollen auch Überle-
gungen mit einfließen, inwieweit
z. B. „Mentoring“ eine weitere
Möglichkeit darstellt, junge Mit-
glieder für eine aktive Arbeit in
der GdP zu gewinnen. Konkret
bedeutet das, dass beide Grup-
pen in einem so genannten
„Tandemverfahren“ miteinander
arbeiten und voneinander profi-
tieren. Bl

Hans Adams von der BGst., Heinz Blatt, Vorsitzender der Bundes-
seniorenvorstandes, Marc Behle, in der BGst. zuständig  für die
JUNGE GRUPPE .                    Foto: tetz

ANKÜNDIGUNGEN

Die „Selbsthilfegruppe Bock“,
die sich um Kollegen und Kolle-
ginnen kümmert, die ein Schuss-
waffenerlebnis hatten, setzt ihre
Seminarreihe fort.

Vom 29.04.2005 bis 01.05.2005
finden im Bildungshaus „Maria
an der Sonne“ in 63768 Hösbach
das Seminar „Mein Schusswaf-
fenerlebnis – Muss ich das  all-
eine durchstehen?“ und vom
24.10.2005 bis 26.10.2005 das Se-
minar „Schusswaffengebrauch –
Noch einmal davongekommen?“
statt.

Die Seminare richten sich nur
an unmittelbar betroffene Kolle-
gen (diejenigen die geschossen
haben oder beschossen wurden,
sowie deren Streifenpartner).
Unkostenbeitrag: 60 Euro
Anmeldungen bei:    Reinhold
Bock, PI Aschaffenburg-Land
Lorbeerweg 1
63741 Aschaffenburg
Tel.: 06021/857-454 oder -430
Fax: 06021/857459
E-Mail:
reinhold.bock@polizei.bayern.de
oder privat:
Beineweg 24, 63864 Glattbach,
Tel.:  06021/470130
E-Mail:
reinholdbock@t-online.de

Seminarreihe für
Kollegen die ein
Schusswaffen-
erlebnis hatten
wird fortgesetzt

„Was bin ich? – Öffentliches
und Privates im Polizisten“ ist das
Thema einer Tagung, die die Evan-
gelische Akademie Hofgeismar
vom 21. bis 23. Februar 2005 zu-
sammen mit der Polizeiseelsorge
der Evangelischen Kirche von
Kurhessen-Waldeck anbietet. Ta-
gungsort ist die Akademie.

Die Polizei ist Staatsgewalt
schlechthin. Das erfährt der Straf-
täter, der Störenfried, aber auch

Tagung: Öffentli-
ches und Privates
im Polizisten

17. Deutscher
Polizei-Squash-Cup
2005 in Hannover

Vom 6. bis 8. Mai 2005 findet
in Hannover der 17. Deutsche
Polizei-Squash-Cup statt. Teil-
nahmeberechtigt sind alle Mitar-
beiter/innen der Polizeien des
Bundes und der Länder. Nähere
Informationen und Meldeunter-
lagen beim Ausrichter:
KOK Bernd Bruns
Polizeidirektion Hannover /
ZKD
Tel.   0511 - 109 - 5147
oder E-Mail
bernd.bruns2@polizei.niedersachsen.de

Der Ausrichter betont, dass die-
ses Turnier für alle Spielstärken
gedacht ist, da in verschiedenen
Leistungsklassen gespielt wird.
Anmeldeschluss: 31. März 2005

der Hilfe suchende Bürger. Das
bedeutet für „Polizei“ und damit
für den einzelnen Polizisten, Au-
torität zu verkörpern, schon be-
vor die Schwelle zur Gewaltaus-
übung erreicht ist. Mehr noch als
in anderen Berufen ist damit ein
Spagat zwischen beruflichem und
privatem Auftreten verbunden.
Wer zu Hause liebender Famili-
envater oder -mutter sein soll,
muss sich bei der Arbeit in ein
Kollektiv einfügen und Härte zei-
gen. Wie reagiert die Psyche des
Einzelnen in Situationen zwi-
schen Langeweile und akuter
Bedrohungslage? Wie sind die
Wechselwirkungen zu Apparat,
Kollegen und Familie?

 Tagungskosten: für Angehöri-
ge von Landespolizeien 50,00
Euro (Reisekosten sind selbst zu
tragen). Für andere Personen
kostet die Tagung einschließlich
Tagungsbeitrag, Unterkunft und
Verpflegung  131,00 Euro (Ein-
zelzimmer) bzw. 119,00 Euro
(Doppelzimmer). Anmeldungen
und weitere Informationen unter
Tel.: 05671/881-118, nach Dienst-
schluss unter Tel.: 05671/881-0.
E-Mail:
ev.akademie.Hofgeismar@ekkw.de,
Internet:
www.akademie-hofgeismar.de.
Anmeldeschluss: 14. Februar
2005.
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Sonderurlaubsverordnung
des Bundes:
Überarbeitung des Lebenspart-
nerschaftsrechts

Durch das Gesetz zur Überar-
beitung des Lebenspartner-
schaftsrechts (GÜLPR) vom 15.
Dezember 2004
(BGBl. I Nr. 69 vom 20. Dezem-
ber 2004, S. 3396 ff.)
wurde die Sonderurlaubsverord-
nung des Bundes im Sinne ge-
werkschaftlicher Forderungen
geändert.

Danach beschränkt sich bei
Niederkunft die Gewährung von
Sonderurlaub für einen Arbeitstag
nicht mehr auf die Ehefrau, son-
dern erstreckt sich nunmehr auch
auf die Lebenspartnerin (Art. 5
Abs. 3 GÜLPR).

Bleibt zu hoffen, dass bald auch
die Länder ihre Sonderurlaubs-
verordnungen entsprechend er-
gänzen.        HJA

Abmahnung:
Drohung ohne Folgen ist
nichts wert

Wird ein Arbeitnehmer ab-
gemahnt, so muss die ihm in der
Abmahnung - für den Fall einer
Wiederholung des Vergehens -
genannte Konsequenz durchge-
setzt werden. Bleiben angekündig-
te Folgen aus und wird eine - in der
Formulierung gegenüber den vor-
herigen „nicht verschärfte“ - „letz-
te Abmahnung“ ausgesprochen, so
ist diese wirkungslos. Der Arbeit-
geber hätte „besonders eindring-
lich“ auf die folgende Kündigungs-
möglichkeit hinweisen oder ein
„eindringliches Abmahnungs-
gespräch“ führen müssen.
Bundesarbeitsgericht,
2 AZR 406/03                    W. B.

Arbeitsrecht:
In der Elternzeit kann man
nicht krank werden

Wird eine Arbeitnehmerin
während ihrer Elternzeit „arbeits-
unfähig“ krank und dauert die
Erkrankung auch noch zu dem
Zeitpunkt an, an dem sie wieder
arbeiten soll, so kann der Arbeit-
geber die sechswöchige Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfall

Dienstunfall

Der Autor war acht Jahre im
aktiven Polizeidienst tätig, bevor er
aufgrund eines Dienstunfalls 1990
in den Ruhestand versetzt wurde
und Rechtswissenschaft studierte.
Sowohl aus seiner persönlichen
Erfahrung als auch augrund seiner
jetzigen Tätigkeit als Rechtsanwalt
und Dozent an der Fachhochschu-
le für Öffentliche Verwaltung in
Köln, hat er den Eindruck, dass es
vielen Beamtinnen und Beamten
oft in weiten Gebieten des Beam-
tenversorgungsrechts an Kennt-
nissen mangelt. Vor diesem Hin-
tergrund ist der Band „Dienst-
unfall – was nun?“ entstanden.
Kurz, verständlich, und ausschließ-
lich auf die Bedürfnisse der Praxis
ausgerichtet, werden darin die
wesentlichen Rechtsvorschriften
erläutert und durch zahlreiche
Beispiele angereichert. Das Buch
gibt damit einen Überblick über
die wesentlichen Normen des
BeamtVG und verdeutlich typi-
sche Problemkreise.

Eckhard Wölke, Dienstunfall –
was nun? Beamtenrechtlicher
Leitfaden für die Polizei, VDP
GmbH Buchvertrieb, 1. Auflage
2005, 154 Seiten, 15,90 EUR (D),
28,30 sFr., ISBN 3-8011-0507-5

 „Altersteilzeit ab 55“
neu aufgelegt

Die Publikation des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und
Arbeit (BMWA) zeigt, wer, wann,
zu welchen Bedingungen in
Altersteilzeit gehen kann – und
wie sie staatlich gefördert wird.

Die auf den aktuellen Ge-
setzesstand gebrachte Broschüre
erklärt alles rund um die Alters-
teilzeit, die Förderung durch die
Agentur für Arbeit und den Über-
gang in die Rente in verständlicher
Weise.

Die Broschüre „Altersteilzeit
ab 55“ ist ab sofort im Online-
Bestellservice des BMWA als
PDF verfügbar.

Persönliche Beratung über das
BMWA-Bürgertelefon „Alters-
teilzeit“: 0180 5 615 004

Ob in Einkaufscentern, beim
Straßenfest oder neuerdings auch
in Arbeits- und Sozialämtern, die
meist im Stil der US-amerikani-
schen Polizei uniformierten Wach-
männer und -frauen des privaten
Sicherheitsgewerbes gehören mitt-
lerweile zur Normalität in weiten
Bereichen des öffentlichen Le-
bens. Für die Bevölkerung ist oft
nicht eindeutig, welche Befugnis-
se sie haben und ebenso undurch-
sichtig ist für sie das Verhältnis zwi-
schen der privaten Sicherheits-
branche und der Polizei als primär
für die öffentliche Sicherheit ver-
antwortliche Institution.

Ausgehend von der deutlichen
Expansion des privaten Sicher-
heitsgewerbes seit Beginn der 90er
Jahre, untersucht die Autorin die
Verschränkung von privater und
öffentlicher Kontrolle und Ge-
fahrenabwehr insbesondere im
öffentlichen Raum mit ihren Fol-
gen für das staatliche Gewalt-
monopol. Im Mittelpunkt steht
dabei die neueste Form der Zu-
sammenarbeit – eine vereinbarte
Sicherheitspartnerschaft zwischen
führenden Vertretern des privaten
Sicherheitsgewerbes und der Ber-
liner Polizei. Neben einer detail-
lierten Dokumentenanalyse zieht
die Autorin nach mehr als einem
Jahr nach Inkrafttreten des Vertra-
ges ein Fazit der praktischen Zu-
sammenarbeit. Zudem bewertet
sie die wichtigsten, bundesweit
bereits erfolgten und aktuell dis-
kutierten Privatisierungen staatli-
cher Sicherheitsaufgaben. Auch
dieser Bereich, so zeigt sich, wird
von der Sparzwangdebatte und
der Strategie des Outsourcings er-
fasst. Das staatliche Gewalt-
monopol als Ausdruck staatlicher
Legitimität und Identität kann von
diesen Prozessen nicht unberührt
bleiben und vollzieht aktuell
grundlegende Veränderungen.

Susanne Schmidt, Das expan-
dierende private Sicherheits-
gewerbe – Droht der Verlust des
staatlichen Gewaltmonopols im
öffentlichen Raum?, ibidem-Ver-
lag Stuttgart, 180 Seiten, 24,90
Euro, ISBN 3-89821-435-4

 Analyse und Bewer-
tung des privaten
Sicherheitsgewerbes

nicht während der Elternzeit aus-
laufen lassen. Die „sechs Wochen“
beginnen erst, wenn die „tatsäch-
liche Arbeitsverhinderung“ ein-
tritt (= mit Ende des ruhenden Ar-
beitsverhältnisses).
Bundesarbeitsgericht,
5 AZR 558/03        W. B.

Rentenversicherung:
Nach neuer Heirat keine „Ge-
schiedenenwitwenrente“ mehr

Geschiedenenwitwenrente steht
zu, wenn die Ehe vor 1977 geschie-
den wurde und der geschiedene
Mann bis zu seinem Tod Unterhalt
geleistet hat oder dazu verpflichtet
war. Das gilt jedoch nicht, wenn sei-
ne Ex-Gattin wieder geheiratet hat
– selbst wenn auch diese Ehe
inzwischen endete.
 Bundessozialgericht,
 B 5 RJ 39/03 R        W. B.

Altersteilzeit:
Auch in der Freistellungsphase
darf gekündigt werden

Auch wenn Arbeitgeber und
Arbeitnehmer in einer Vereinba-
rung über Altersteilzeit geregelt
haben, dass in der Freistellungs-
phase nicht gekündigt werden darf,
wurde damit das außerordentliche
Kündigungsrecht nicht ausge-
schlossen. Es kann einem Arbeit-
geber nicht zugemutet werden, ei-
nen Mitarbeiter noch zu „beschäf-
tigen“, der zum Beispiel zu seinen
Lasten eine Straftat begangen hat.
Landesarbeitsgericht Hamm,
16 Sa 391/03                          W. B.

Steuerrecht:
Keine Entfernungspauschale
bei „Sammeltransporten“

Wird ein Arbeitnehmer, der an
wechselnden Orten für seinen Ar-
beitgeber tätig ist, per Sammel-
transport vom Betriebssitz zu den
Einsatzstellen befördert, so kann
er für diese Wege nicht die Ent-
fernungspauschale von 30 Cent
pro Kilometer geltend machen. Er
hat keine – pauschal unterstellten
– „Aufwendungen“, die durch die
Entfernungspauschale abgegolten
werden müssten.
Finanzgericht Köln,
7 K 3738/03                    W. B.
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